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Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB zum 
Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ der Stadt Bad Vilbel 

An der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB in der Zeit vom 13.01.2025 bis einschließlich 14.02.2025 wurden 63 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt (siehe Anlage). 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB fand in der Zeit vom 13.01.2025 bis einschließlich 14.02.2025 statt.  

30 Behörden und sonstige Träger haben geantwortet, davon haben 22 Behörden oder sonstige Träger Anregungen vorgebracht.  

Seitens der Öffentlichkeit wurde 1 Stellungnahme eingereicht. 

Die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen werden nachfolgend im Wortlaut und vollumfänglich wiedergegeben. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

1. Amt für Bodenmanagement Büdingen (17.01.2025) 
1.1 Zum Entwurf des Bebauungsplanes gebe ich für die Flurbereinigungs- und Ka-

tasterbehörde die folgende Stellungnahme zu landeskulturellen und bodenord-
nerischen Belangen sowie aus der Sicht des Liegenschaftskatasters ab: 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen: 

• Keine Einwendungen 

2. Fachliche Stellungnahme: 

• Zur Planung bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden Flurbe-
reinigungsverfahrens. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden städti-
schen Bodenordnungsverfahrens, das unserer Verantwortung unterliegt. 

• Derzeit ist vom Amt für Bodenmanagement Büdingen kein neues Flurberei-
nigungs- bzw. städtisches Bodenordnungsverfahren im Bereich der Pla-
nung vorgesehen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

2. Avacon Netz GmbH (14.01.2025)   

2.1 Vielen Dank für die Beteiligung an dem im Betreff genannten Vorhaben. 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon Netz 
GmbH / Avacon Wasser GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 

Änderungen der uns vorliegenden Planung bedürfen einer erneuten Prüfung. 

Stellungnahme ohne Anregung   

12. Deutsche Telekom Technik GmbH (17.01.2025)   

12.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Ihr Schreiben vom 09.01.2025 haben wir erhalten und sie erhalten hiermit un-
sere fristgerechte Stellungnahme. 

Beschlussvorschlag zu 12.1: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die bestehenden Hausanschlüsse der Telekom im Bereich der Flurstü-
cke 17/30 und 17/32 müssen im Rahmen der Realisierung der Planung 
verlegt werden. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Vom eingereichten Bebauungsplan sind wir betroffen. Im Plangebiet befinden 
sich Telekommunikationsanlagen (Hausanschlüsse) der Telekom. (s. Anlage 
Lageplan) 

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden 
von der Baumaßnahme berührt und müssen bei Bedarf gesichert, verändert 
oder verlegt werden. 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens, sondern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 

12.2 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhan-
denen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen 
Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Tele-
kommunikationslinien jederzeit möglich ist. 

Beschlussvorschlag zu 12.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens, sondern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 

  

12.3 Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Ar-
beiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Tele-
kommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag zu 12.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens, sondern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

 Anlage 1 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

14. Eisenbahn-Bundesamt (24.01.2025)   

14.1 Ihr Schreiben ist am 09.01.2025 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und 
wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für 
meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die 
Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der 
Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur 
Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 
des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung „Bauleitpla-
nung der Stadt Bad Vilbel; Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“; hier: Be-
teiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) 
BauGB“ nicht berührt. 

Zu 14.1: kein Abwägungserfordernis   

14.2 Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung der 
Infrastrukturbetreiberin DB InfraGo AG als Trägerin öffentlicher Belange über 
die Koordinationsstelle: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Karl-
straße 6, 60329 Frankfurt am Main, E-Mail-Adresse: baurecht-mitte@deutsche-
bahn.com empfohlen. 

Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen 
aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Beschlussvorschlag zu 14.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte wurde im Rahmen 
der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB ebenfalls beteiligt (siehe Stellungnahme Nr. 9). 

  

18. Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung hessenArchäologie (14.02.2025)   

18.1 Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 30.04.2024, zu der sich keine 
Änderung ergeben hat. 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu 
den öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Boden-
denkmalpflege. Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Bau-
denkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behält sich die Denkmal-
fachbehörde vor. 

Beschlussvorschlag zu 18.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 18.2. 

  

 Stellungnahme vom 30.04.2024 

18.2 Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Denkmalfachbe-
hörde keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorgebracht. 

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern auf § 21 HDSchG sind kor-
rekt. 

Zu 18.2: kein Abwägungserfordernis   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu 
den öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Boden-
denkmalpflege. Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Bau-
denkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behält sich die Denkmal-
fachbehörde vor. 

19. Hessen Mobil – Straßen und Verkehrsmanagement (05.02.2025)   

19.1 Seitens dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement bestehen über 
unsere Stellungnahme vom 11.04.2024, Az.: 34c2-24-037895-BV13.3Kr, die 
weiterhin ihre volle Gültigkeit behält, hinausgehend keine straßenrechtlich rele-
vanten die B521 betreffenden Einwende [sic] zur vorliegenden Bauleitplanung. 

 

Beschlussvorschlag zu 19.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 19.3 bis 19.5. 

  

19.2 Wir bitten Sie uns über die Inkraftsetzung des genehmigten und veröffentlichten 
Bauleitplanes zu informieren und uns diese Unterlagen zukommen zu lassen. 

Zu 19.2: Der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

 Stellungnahme vom 11.04.2025 
19.3 Die Ermittlung und Beurteilung umweltrelevanter Sachverhalte unterliegt für 

kommunale Planungen nicht der Prüfpflicht durch das Hessen Mobil Straßen- 
und Verkehrsmanagement. Auf den jeweiligen Planflächen finden durch unsere 
Behörde auch keine regelmäßigen Erhebungen statt. Insofern erfolgen vonsei-
ten dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement zur vorliegenden 
Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel keine Anregungen/Angaben für die Ermitt-
lung des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung 
gemäß §2 (4) BauGB. 

Zu 19.3: kein Abwägungserfordernis   

19.4 Die Gebietsausweisung erfolgt in Kenntnis der von der Bundesstraße 521 aus-
gehenden Emissionen. 

Die Stadt Bad Vilbel hat Sorge dafür zu tragen, dass Vorkehrungen zum Schutz 
vor Umwelteinflüssen gemäß § 9 (1) 24 BauGB in Verbindung mit § 50 BImSchG 
bzw. zur Minderung solcher Einwirkungen getroffen werden. 

Das Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement übernimmt keinerlei For-
derungen hinsichtlich Lärm-, Abgas- und Erschütterungsschutz, auch zu keinem 
späteren Zeitpunkt. 

Wir bitten um entsprechende Übernahme in die Festsetzungen des Bauleit-
plans. 

Beschlussvorschlag zu 19.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Mit dem Verweis auf den Lärmviewer Hessen können im vorliegenden 
Fall die Verkehrslärmimmissionen durch den Straßenverkehr mit hinrei-
chender Genauigkeit abgeschätzt werden, ohne dass hier das Erforder-
nis für ein separates schalltechnisches Gutachten gesehen wird. I.d.R. 
kann davon ausgegangen werden, dass es sich bei diesen Angaben auf 
Grund der berücksichtigten Verkehrsmengen und Lkw-Anteile um eine 
Worst-Case-Betrachtung handelt. 

Während der im Lärmviewer aufgezeigte LDEN einen nach EU-Recht ge-
mittelter Pegel über 24 h darstellt, kann der weiter aufgeführte Pegel 

 X 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
LNight weitgehend mit dem Beurteilungspegel Lr,nachts im Sinne der 
16. BImSchV und somit der deutschen Normung verglichen werden. Des 
Weiteren kann bei der typischen Verkehrsverteilung zwischen Tages- 
und dem Nachtzeitraum davon ausgegangen werden, dass Beurtei-
lungspegel Lr,tags um ca. 8 – 9 dB(A) oberhalb des Beurteilungspegel in 
der Nachtzeit liegt. 

Nach dem Lärmviewer Hessen (Reiter Kartierungsgrundlagen – Straßen 
Plus) beträgt die Durchschnittliche Tägliche Verkehrsstärke (DTV) auf 
der nächstgelegenen Alte Frankfurter Straße DTV = 4.903 Kfz/24h; auf 
der südlich des Plangebietes von der Alte Frankfurter Straße nach Wes-
ten abzweigenden Stichstraße wird das Verkehrsaufkommen fälschli-
cherweise mit DTV = 13.908 Kfz/24h angegeben, wobei hier kein rele-
vantes Verkehrsaufkommen auftritt (siehe nachfolgende Abbildung).  

Nach einer Korrektur dieser fehlerhaften Angabe kann die Verkehrslärm-
belastung des Plangebietes mit ca. 45 – 49 dB(A) nachts und ca. 54 – 
58 dB(A) tagsüber abgeschätzt werden, womit zwar die Orientierungs-
werte nach der DIN 18005, Beiblatt 1, um ca. 5 dB(A), nicht jedoch die 
abwägungsrelevanten Grenzwerte nach der 16. BImSchV überschritten 
werden. Innerhalb des Plangebietes werden 6 Wohngebäude mit insge-
samt maximal 12 Wohneinheiten planungsrechtlich ermöglicht. Aufgrund 
der geringen Anzahl neuer Wohneinheiten, kommt es zu keiner relevan-
ten Erhöhung des Verkehrsaufkommens im Bereich der öffentlichen Ver-
kehrsfläche der Alten Frankfurter Straße. 

Im nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren sind auf der Grundlage 
der Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen 
(H-VV TB) zur Erfüllung der Mindestanforderungen bezüglich des Schall-
schutzes auch ohne gesonderte Festsetzungen die aus Abschnitt A 5.2 
der MVV TB und somit die DIN 4109-1:2018-01 zu beachten. Nach An-
lage A 5.2/2 ist der schalltechnische Nachweis nach DIN 4109-2:2018-
01 in Ver-bindung mit DIN 4109-31:2016-07, DIN 4109-32:2016-07, DIN 
4109-33:2016-07, DIN 4109-34:2016-07, DIN 4109-35:2016-07 und DIN 
4109-36:2016-07 zu führen. 

Unter Berücksichtigung der im Wohnungsbau inzwischen standardmäßig 
eingesetzten Außenbauteile sind bei der o. a. Verkehrslärmbelastung i. 
d. R. keine gesonderten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
zu erwarten.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

 
Gesonderte Bestimmungen zu zusätzlichen schallgedämmtem Belüf-
tungseinrichtungen von Schlafräumen, die eine zusätzliche Belüftungs-
möglichkeit ermöglichen, auch ohne das Fenster zu öffnen, sehen die 
bautechnischen Bestimmungen nicht vor. Als Empfehlung wird zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen der bereits bestehende 
Hinweis im Textteil des Bebauungsplans wie folgt angepasst: 

„12 Passive Schallschutzmaßnahmen 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Für Gebäude innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
werden für Schlafräume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Einzimmerap-
partements) zusätzliche schallgedämmte Belüftungseinrichtungen 
empfohlen, die eine Belüftung ermöglichen, auch ohne das Fenster zu 
öffnen (wie z. B. ein in den Fensterrahmen oder die Außenwand inte-
grierter Schalldämmlüfter). Bei der Berechnung des resultierenden 
Schalldämm-Maßes der Außenbauteile ist die Schalldämmung der 
Belüftungseinrichtungen im Betriebszustand zu berücksichtigen. Auf 
diese zusätzlichen Belüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, 
wenn das Gebäude im Passivhausstandard errichtet wird und ein aus-
reichender Luftwechsel bei geschlossenen Fenstern gewährleistet 
ist.“ 

Folgender Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans enthalten. 

„13 Straßenverkehr 

Gegen die Straßenbaulastträger der übergeordneten Straßen beste-
hen keine Ansprüche gegen Verkehrsemissionen, auch zu keinem 
späteren Zeitpunkt.“ 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird um ein Kapitel zum Schall-
schutz ergänzt.  

19.5 Darüberhinausgehend bestehen vonseiten dem Hessen Mobil Straßen- und 
Verkehrsmanagement aus straßenrechtlicher Sicht, die Bundesstraße 521 be-
treffend, keine planrelevanten Einwende zur vorgelegten Bauleitplanung. 

Zu 19.5: Der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

22. Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg (11.02.2025)   

22.1 Vielen Dank für das Zusenden der Planungsunterlagen in der oben genannten 
Angelegenheit. Nach umfassender Prüfung und bezugnehmend auf unsere vo-
rangegangene Stellungnahme können wir Ihnen mitteilen, dass wir hinsichtlich 
der durch uns zu vertretenden Belange der Wirtschaft keine Anmerkungen oder 
Bedenken haben. 

Stellungnahme ohne Anregung   

23. Kreisausschuss des Wetteraukreises (17.02.2025)   

23.1 Nachfolgend überlassen wir Ihnen die Stellungnahme des Wetteraukrei-
ses: 

FSt 1.3.1 Straßenverkehrs- und Zulassungsangelegenheiten 

Ansprechpartnerin: […] 

Beschlussvorschlag zu 23.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

1. Einwendungen und Bedenken 

Gegen die eingereichten Planungsunterlagen bestehen aus straßenverkehrs-
rechtlicher Sicht für meinen Zuständigkeitsbereich grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings ist bei der Anlegung eines Verkehrsberuhigten Bereiches darauf 
zu achten das dies nach den aktuellen gesetzlichen Bestimmungen/Verordnun-
gen zu erfolgen hat.  

Begründung: 

Die Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans. 

23.2 Bisher genutzte Bereiche zum Parken von Pkws in der Alten Frankfurter Straße 
sollten, sofern dies die aktuellen Bestimmungen zulassen, auch weiterhin erhal-
ten werden. 

Beschlussvorschlag zu 23.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Durch den Bebauungsplan werden keine Festsetzungen getroffen, die 
eine Veränderung der bestehenden öffentlichen Straßenverkehrsflächen 
bedingen. Nach Abstimmung mit der Brandschutzdienststelle des Wet-
teraukreises muss für eine gesicherte Zufahrt der Feuerwehr auf der ge-
genüberliegenden Seite der Zufahrt zur Privatstraße ein Parkverbot ein-
gerichtet werden. 

  

23.3 2. Anregungen 

Siehe oben. 

Beschlussvorschlag zu 23.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 23.1 und 23.2. 

  

23.4 FSt 2.3.6 Brandschutz 

Ansprechpartner: […] 

Gegen das Vorhaben bestehen keine Einwendungen. 

Zu 23.4: kein Abwägungserfordernis   

23.5 FSt 2.4.3 Infektionsschutz und Hygiene: 

Ansprechpartner: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher 
Regelungen 

Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange werden im Verfahren 
keine Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit vorgebracht. 

Rechtsgrundlage: 

-entfällt- 

Zu 23.5: kein Abwägungserfordernis   
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Plan Text 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange ist zum Verfahren 
keine Stellungnahme erforderlich. 

23.6 FB 4 Archäologische Denkmalpflege 

Ansprechpartner: […] 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Archäologischen 
Denkmalpflege Wetterau keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswün-
sche vorgebracht. 

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern auf § 21 HDSchG sind kor-
rekt. 

Hinweis: 

Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffent-
lichen Belangen der Archäologischen Denkmalpflege. Eine gesonderte 
Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Bau-
denkmalpflege behält sich die Untere Denkmalschutzbehörde bzw. die 
Denkmalfachbehörde vor. 

Zu 23.6: kein Abwägungserfordernis   

23.7 FSt 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege 

Ansprechpartner: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen  

Aus dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ergibt sich eine Maßnahmenpla-
nung (Kapitel 4), die in den Festsetzungen zum Bebauungsplan keine Berück-
sichtigung findet. Es wird aus den Unterlagen nicht ersichtlich, wer sich gesichert 
um die zwingend erforderlichen Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichs-
maßnahmen kümmert, damit es nicht zur Auslösung von Verbotstatbeständen 
im Artenschutz kommt. Um die Maßnahmen zu koordinieren und zu kontrollieren 
ist aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde eine umweltfachliche Baubeglei-
tung nötig. 

Solange diese Maßnahmen, die zur Wahrung des Artenschutzes nötig werden, 
nicht gesichert umgesetzt werden, kann dem Bebauungsplan aus naturschutz-
fachlicher Sicht nicht zugestimmt werden. 

 

Beschlussvorschlag zu 23.7: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Die im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag dargestellten Maßnahmen 
sind bereits vollständig in den Festsetzungen des Bebauungsplans ent-
halten. Zur Sicherung der fachgerechten Umsetzung der Artenschutz-
maßnahmen wird zusätzlich eine ökologische Baubegleitung festgesetzt. 

 X 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

23.8 Bei der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung wird eine Dachflächenbegrünung posi-
tiv in der Bilanz berücksichtigt. Bei den Festsetzungen ist die Dachflächenbe-
grünung aber nicht zwingend festgeschrieben, sodass diese im beschriebenen 
Umfang keine Berücksichtigung in der Bilanz finden kann. Die Eingriffs-Aus-
gleichsbilanzierung muss angepasst werden oder die Festsetzungen konkreti-
siert werden. 

Beschlussvorschlag zu 23.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bebauungsplan sind innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA) bei Neubauten nur Flachdächer oder flach geneigte Dächer mit ei-
ner Dachneigung von 10° zulässig. Zudem ist festgesetzt, dass Flachdä-
cher und flach geneigte Dachflächen bis zu einer Dachneigung von 10° 
mit einer mindestens 10 cm dicken durchwurzelbaren Substratschicht zu 
versehen, extensiv zu begrünen sowie zu erhalten und zu unterhalten 
sind. Durch die Festsetzungen wird eine Dachflächenbegrünung sicher-
gestellt und entsprechend in der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung be-
rücksichtigt. 

  

23.9 Der Kauf der Ökopunkte ist vor Satzungsbeschluss bei der unteren Naturschutz-
behörde anzuzeigen. 

Rechtsgrundlage: 

§44 BNatSchG, hessische Kompensationsverordnung 

Beschlussvorschlag zu 23.9: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
GPM – Büro für Geoinformatik, Umweltplanung, Neue Medien, Kronberg 
ein Umweltbericht inklusive Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung erstellt. 

Die erforderliche Kompensation des ermittelten Defizits erfolgt über den 
Ankauf von Ökopunkten. Der Unteren Naturschutzbehörde wird rechtzei-
tig vor Satzungsbeschluss der entsprechende Kaufvertrag und Abbu-
chungsantrag vorgelegt. 

  

23.10 FSt 4.1.3 Wasser und Bodenschutz 

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Bei plangemäßer Umsetzung der Planung bestehen aus Sicht der von uns fach-
lich zu vertretenden Belange keine Bedenken. 

Zu 23.10: kein Abwägungserfordernis   

23.11 FSt 4.2.2 Agrarfachaufgaben 

Ansprechpartnerin: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Zu 23.11: kein Abwägungserfordernis   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Aus landwirtschaftlicher Sicht haben wir keine Bedenken zu dem o.g. Bebau-
ungsplan. 

23.12 FD 4.5 Bauordnung 

Ansprechpartnerin: […] 

Es liegen Einwendungen vor. 

Rechtsgrundlage: BauGB, BauNVO, HBO, Verordnungen 

Fachliche Stellungnahme: 

1. Durch die nordwestliche als überbaubar festgesetzte Fläche läuft eine Gas-
leitung. Somit ist eine Bebauung in diesem Bereich nicht möglich. Wenn 
diese Gasleitung verlegt werden soll, müssen entsprechende Flächen fest-
gesetzt werden. 

Beschlussvorschlag zu 23.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die bestehenden Hausanschlussleitungen für Gas des Gebäudes Alte 
Frankfurter Straße 108 im Bereich der Flurstücke 17/30 und 17/32 müs-
sen im Rahmen der Realisierung der Planung verlegt werden. Über den 
Bebauungsplan ist die neue Trasse über ein entsprechendes Leitungs-
recht gesichert. Die bestehenden Gasleitungen sind als zu verlegende 
Leitungen in der Planzeichnung des Bebauungsplans dargestellt. 

  

23.13 2. Als Erschließung ist eine private Verkehrsfläche -verkehrsberuhigter Be-
reich- festgesetzt. Die Breite der Verkehrsfläche beträgt 4m. Somit ist kein 
Begegnungsverkehr insbesondere für die Abfallentsorgung, Feuerwehr und 
sonstige LKW's möglich. Es sind auch keine Ausweichbuchten festgesetzt. 
Die Verkehrsfläche ist entsprechend zu erweitern. 

Beschlussvorschlag zu 23.13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Nach Abstimmung mit der Stadt Bad Vilbel, FD Infrastruktur Kanal und 
Straße, wird die private Erschließungsstraße, auch im Sinne des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden, weiterhin mit einer Breite von 4,00 
m festgesetzt. Die Realisierung der erforderlichen Bewegungsflächen er-
folgt in Zusammenhang mit der Baugebietsentwicklung Alte Frankfurter 
Straße 102 auf dem Flurstück 17/34 (siehe nachfolgende Abbildung). 

Die geplante Zufahrt und die Bewegungsfläche entsprechen vollumfäng-
lich der Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr. Die geplante 
Breite der Zufahrt beträgt 4,00 m und übersteigt somit die Mindestbreite 
von 3,00 m um 1,00 m. Die Anforderung der DIN 14090:2024-02 von 
3,50 m wird um 0,50 m überschritten, auch wenn diese in Hessen noch 
nicht als technische Baubestimmung eingeführt ist. Der geplante Wen-
dehammer steht als zusätzliche Bewegungsfläche zur Verfügung. Die 
Zufahrt von der öffentlichen Verkehrsfläche ist wie geplant möglich. Die 
entsprechenden Schleppkurven wurden überprüft. Eine Ausrundung im 
Sinne der Berücksichtigung einer Schleppkurve ist nicht erforderlich, da 
die Breite der öffentlichen Verkehrsfläche ausreichend ist, sofern auf der 
gegenüberliegenden Seite der Zufahrt zur Privatstraße ein Parkverbot 
eingerichtet wird. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Müllfahrzeuge müssen die Privatstraße nicht befahren, da ein Sammel-
platz eingerichtet wird, der von der öffentlichen Verkehrsfläche aus an-
fahrbar ist. 

Zufahrt- und Bewegungsfläche der geplanten Bebauung: 

 
23.14 3. Zum Ende der Verkehrsfläche hin ist in einem Plan (Abbildung 12, S. 28) 

östlich der privaten Verkehrsfläche eine Bewegungsfläche für die Feuer-
wehr eingezeichnet. Diese Fläche befindet sich zwar außerhalb des Bebau-
ungsplangebietes, aber wenn die private Verkehrsfläche für die Feuerwehr 
als Aufstellfläche für das Flurstück 102 dienen soll, muss die dort hinfüh-
rende Verkehrsfläche eine entsprechende Bereite aufweisen. 

Beschlussvorschlag zu 23.14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 23.13 

  

23.15 FSt 4.5.0 Denkmalschutz 

Ansprechpartnerin: […] 

Zu 23.15: kein Abwägungserfordernis   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Keine Einwendungen. 

 

25. Landesjagdverband Hessen e. V. (14.02.2025)   

25.1 Im Auftrage der nach §3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannten Landesver-
bände und ihrer Naturschutzvereinigungen im Wetteraukreis und im Einverneh-
men mit den Beauftragten dieser Vereinigungen im Wetteraukreis nehme ich 
Stellung zu o.a. Vorhaben.: 

Gegen die o.g. Planung bestehen seitens der o.g. Naturschutzverbände keine 
Bedenken, da es sich um eine sinnvolle Nachverdichtung in bereits bebauter 
Umgebung handelt. 

Durch die Bauleitplanung werden ökologisch notwendige Festsetzungen wie 
Dachbegrünung, Wasserrückhaltung, und Bepflanzung der Freiflächen vorge-
nommen, die bei einer gesetzlich möglichen Bebauung der Fläche nach § 34 
BauGB nicht gegeben wären. 

Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ist nachvollziehbar und wird der Situ-
ation vor Ort gerecht. 

Zu 25.1: kein Abwägungserfordernis   

25.2 Die erfolgte Bestandaufnahme der vorhandenen Fauna, insbesondere der Fle-
dermäuse ist unserer Einschätzung nach in ausreichendem Maße erfolgt. Mit 
den sich daraus ergebenden Ausgleichsmaßnahmen sind wir ebenfalls einver-
standen. Sofern die angegeben Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichs-
maßnahmen wie angegeben erfolge [sic], haben wir gegen die Planungen keine 
Bedenken. 

Beschlussvorschlag zu 25.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans.  

  

26. Landessportbund Hessen e.V. (24.01.2025)   

26.1 Wir danken Ihnen sehr herzlich, dass Sie uns die Möglichkeit eingeräumt haben, 
in v. g. Angelegenheit Stellung zu nehmen. 

Nach Prüfung der Angelegenheit durch unseren Geschäftsbereichsleiter […] 
teile ich Ihnen hiermit mit, dass Belange des Sports durch das v. g. Verfahren 
nicht beeinträchtigt werden. 

Stellungnahme ohne Anregung   

34. Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung (22.01.2025)   

34.1 Wir beziehen uns auf Ihre E-Mail vom 09.01.2025 in der o. g. Angelegenheit und 
unsere Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung in diesem Ver-
fahren vom 10.4.2024. 

Beschlussvorschlag zu 34.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Wir halten weiterhin an unserer folgenden Anregung fest: 

Etwaige Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere Artenschutzmaßnahmen, sind 
auf den Grundstücken des Geltungsbereichs des Bebauungsplans durchzufüh-
ren, weil bei externen Flächen die Unterhaltungspflicht eine Ewigkeitslast der 
Stadt werden würde. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurden durch das 
Büro GPM – Büro für Geoinformatik, Umweltplanung, Neue Medien, 
Kronberg ein Umweltbericht und eine artenschutzrechtliche Untersu-
chung erstellt. Sich daraus ergebende natur- und artenschutzrechtliche 
Kompensationsmaßnahmen wurden in den Bebauungsplan übernom-
men. 

Die erforderliche naturschutzrechtliche Kompensation des ermittelten 
Defizits erfolgt über den Ankauf von Ökopunkten. Der Unteren Natur-
schutzbehörde wird rechtzeitig vor Satzungsbeschluss der entspre-
chende Kaufvertrag und Abbuchungsantrag vorgelegt. 

34.2 Sollte eine Umsetzung von Maßnahmen zum Artenschutz und zum ökologi-
schen Ausgleich nicht auf den Flächen möglich sein, so hat sich der Eigentümer 
der Flächen zu verpflichten, etwaige hieraus resultierende Kosten und Forde-
rungen dauerhaft zu tragen. 

Diese Leistungsverpflichtung ist durch Eintragung einer Gesamt-Reallast zu-
gunsten der Stadt Bad Vilbel im Grundbuch der Grundstücke, die in dem Be-
bauungsplan „Am südlichen Stadtrand" [sic] beplant werden, dauerhaft zu si-
chern. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass auch beim Kauf von Ökopunkten eine Haf-
tung des Erwerbers bei mangelnder Pflege der Flächen durch den Veräußerer 
der Ökopunkte/Durchführenden der Kompensationsmaßnahme besteht. 

Beschlussvorschlag zu 34.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurden durch das 
Büro GPM – Büro für Geoinformatik, Umweltplanung, Neue Medien, 
Kronberg ein Umweltbericht und eine artenschutzrechtliche Untersu-
chung erstellt. Sich daraus ergebende natur- und artenschutzrechtliche 
Kompensationsmaßnahmen wurden in den Bebauungsplan übernom-
men. 

Die erforderliche naturschutzrechtliche Kompensation des ermittelten 
Defizits erfolgt über den Ankauf von Ökopunkten. Der Unteren Natur-
schutzbehörde wird rechtzeitig vor Satzungsbeschluss der entspre-
chende Kaufvertrag und Abbuchungsantrag vorgelegt. 

  

34.3 Sonstige eingeforderte Dienstbarkeiten im Geltungsbereich sind mit den Unter-
lagen (Antragstext und Lageplan) jeweils schriftlich zu beantragen beim FD Lie-
genschaftsverwaltung. 

Beschlussvorschlag zu 34.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

37. Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Infrastruktur Kanal und Straße (03.02.2025)   

37.1 Im Rahmen des Bebauungsplans „Am Südlichen Stadtrand" wurde durch das 
Ingenieurbüro Werner Hartwig GmbH, Wiesbaden ein Entwässerungskonzept 
erstellt. 

Stellungnahme ohne Anregung   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Seitens des FD Infrastruktur Kanal und Straße sind keine Ergänzungen oder 
Korrekturen erforderlich. 

 

43. NRM Netzdienste GmbH (14.01.2025)   

43.1 Auf Ihre Anfrage […] vom 09.01.2025 können wir Ihnen heute mitteilen, dass 
gegenüber dem Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ der Stadt Bad Vilbel 
grundsätzlich keine Einwände bestehen. 

Wir berufen uns daher auf unser Schreiben vom 14.12.2024 [12.04.2024] wel-
ches hiermit weiter Bestand behält. 

Beschlussvorschlag zu 43.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 43.2 bis 43.8. 

  

 Stellungnahme vom 12.04.2024 
43.2 Auf Ihre Anfrage Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ der Stadt Bad Vilbel; 

hier: Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB vom 27.03.2024 können wir 
Ihnen heute mitteilen, dass gegenüber dem Bebauungsplan „Am Südlichen 
Stadtrand“ der Stadt Bad Vilbel grundsätzlich keine Einwände bestehen. 

Zu 43.2: kein Abwägungserfordernis   

43.3 Bitte beachten Sie, dass sich in der ausgewiesenen Fläche des Geltungsberei-
ches bereits Versorgungsleitungen befinden, deren Bestand und Betrieb zu ge-
währleisten sind. Eine Überbauung vorhandener Leitungstrassen ist nicht zuläs-
sig. 

Sämtliche Arbeiten im Bereich der Leitung und deren Schutzstreifen sind im Vor-
feld mit der NRM abzustimmen und anzumelden. 

Beschlussvorschlag zu 43.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Verlegung / Umlegung von Leitungen zur Versorgung des Plange-
bietes erfolgt im Rahmen der Realisierung. 

  

43.4 Hinweise: 

Die Gas-Hochdruckleitung liegt mit einem Abstand von > 20m zur Bebauungs-
grenze. Somit befinden sich alle unsere Leitungen außerhalb Ihrer Flächennut-
zung. 

Sie ist nicht direkt betroffen, jedoch sollte bei Arbeiten im Nahbereich rechtzeitig 
die Fremdbaustellenkontrolle der NRM informiert werden ([…], Tel.: 069 213-
81563; EMail: Fremdbaustellenkontrolle@nrm-netzdienste.de). 

Beschlussvorschlag zu 43.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

43.5 Bei Arbeiten, welche zu einer Freilegung der Gashochdruckleitung führen ist 
vom Vorhandensein gefährlicher Berührungsspannungen auszugehen. Diese 
können eine elektrische Gefährdung für Menschen darstellen und unter der Vo-
raussetzung des Vorhandenseins einer explosionsfähigen Atmosphäre bei Fun-
kenüberschlag als Zündquelle dienen. 

Beschlussvorschlag zu 43.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Plan Text 

Zur Sicherstellung des Personenschutzes ist eine geeignete PSA zu tragen. 
Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der baustellenbezogenen Gefährdungs-
beurteilung abzuleiten. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

43.6 Voraussetzung für die Planungen von Grünflächen bildet die aktuelle Version 
des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer 
Versorgungsanlagen“. 

Beschlussvorschlag zu 43.6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein Hinweis zum Schutz bestehender und geplanter Leitungen ist bereits 
im Textteil des Bebauungsplans enthalten. 

  

43.7 Des Weiteren bitten wir darauf zu achten, dass sowohl bei Veräußerung sowie 
bei Umwidmung von Grundstücksflächen eine dingliche Sicherung aller 
Mainova-Trassen erforderlich wird. 

Beschlussvorschlag zu 43.7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

43.8 Für alle Baumaßnahmen ist die NRM – Norm „Schutz unterirdischer Versor-
gungsleitungen, Armaturen, Mess-, Signal- und Steuerkabel der Mainova“ ein-
zuhalten. Bitte fordern Sie für Ihre Planungen unsere Bestandsunterlagen online 
unter dem Link https://www.nrmnetzdienste.de/de/service/netzauskunft an. 

Beschlussvorschlag zu 43.8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

Nach Abfrage der Bestandsunterlagen befinden sich keine Versorgungs-
leitungen der NRM im Geltungsbereich des Bebauungsplans (siehe An-
lage 1-3). 
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 Anlage 1 
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 Anlage 2 
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 Anlage 3 

 

 
44. Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (13.02.2025)   

44.1 Wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen. 

Gegen der uns vorliegenden Bauleitplanung bestehen, unter Berücksichtigung 
unserer Stellungnahme vom 17.05.2024 – ES/Wa -, hinsichtlich unserer Be-
lange keine Einwände. 

Beschlussvorschlag zu 44.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 44.2 bis 44.12.  

  

 Stellungnahme vom 17.05.2024 

44.2 Wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen. 

Die Stellungnahme erfolgt im Namen der ovag Netz GmbH, im Namen und im 
Auftrag der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel. Elektrische 
Anlagen der ovag Netz GmbH, der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt 
Bad Vilbel werden im Text gesamtheitlich betrachtet. 

Zu 44.2: kein Abwägungserfordernis   
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Die Belange für die Wasserversorgungsanlagen der OVAG sind in dieser Stel-
lungnahme nicht mitberücksichtigt worden. Eine separate Auskunft können Sie 
über unsere Fachabteilung in Inheiden – Tel. 06402 511-0 – einholen. 

44.3 Im ausgewiesenen Gebiet sind 0,4-kV-Kabel und Kabelschutzrohre verlegt. Die 
ungefähre Lage der Anlagen haben wir in dem beigefügten Plan eingezeichnet 
und bitten um Darstellung im Bebauungsplan. Für die korrekte Eintragung der 
Trassen und der Maststandorte besteht die Möglichkeit der örtlichen Einmes-
sung. Zusätzlich können Sie die entsprechenden Bestandspläne bei den Stadt-
werken Bad Vilbel (oder planauskunftstrom@ovag-netz.de) anfordern. 

Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass die Kabel auch weiterhin im 
öffentlichen Bereich liegen. Ansonsten ist für die Kabel ein Schutz- und Arbeits-
streifen von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Hier 
muss sichergestellt sein, dass die OVAG und die Stadtwerke Bad Vilbel oder 
deren Beauftragte die Grundstücke zur Unterhaltung, Instandsetzung und Er-
neuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 
können. 

Beschlussvorschlag zu 44.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die bestehenden 0,4-kV-Kabel und Kabelschutzrohre im Bereich der 
Flurstücke 17/30 und 17/32 müssen im Rahmen der Realisierung der 
Planung verlegt werden. Über den Bebauungsplan ist die neue Trasse 
über ein entsprechendes Leitungsrecht gesichert. Das Leitungsrecht be-
inhaltet den erforderlichen Schutz- und Arbeitsstreifen von 2,50 m Breite. 
Die bestehenden 0,4-kV-Kabel und Kabelschutzrohre sind als zu verle-
gende Leitungen in der Planzeichnung des Bebauungsplans dargestellt.  

  

44.4 Zusätzlich ist zur Sicherung der Kabelleitungen eine – beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit – erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 44.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

44.5 Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in denen 
Bepflanzungen vorgesehen sind, die vorhandenen bzw. geplanten Kabel – auch 
die am Rande des Planungsbereiches liegenden – durch geeignete Maßnah-
men zu schützen sind. Im Einzelfall bitten wir um Rücksprache mit den Stadt-
werken Bad Vilbel (anschluss@sw-bv.de) und dem Netzbezirk Friedberg, 
Dorheimer Straße, 61231 Bad Nauheim, Tel. (0 60 31) 82 1657. 

Beschlussvorschlag zu 44.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein Hinweis zum Schutz bestehender und geplanter Leitungen ist bereits 
im Textteil des Bebauungsplans enthalten. 

  

44.6 Wir bitten die Stadt Bad Vilbel bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Ka-
nal, Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzeinrichtung, etc.) im Bereich der 
Kabel, die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich 
– um Störungen zu vermeiden – vor Arbeitsbeginn mit den Stadtwerken Bad 
Vilbel und dem o.g. Stützpunkt in Verbindung setzt. 

Beschlussvorschlag zu 44.6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 
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44.7 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an den 
Bestandsanlagen notwendig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch 
der Fall sein, bitten wir diese, sich mit den Stadtwerken Bad Vilbel und uns in 
Verbindung zu setzen. Ein Angebot für die Änderung wird der Stadt Bad Vilbel 
vorgelegt. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungsvertrag. 

Beschlussvorschlag zu 44.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die bestehenden 0,4-kV-Kabel und Kabelschutzrohre im Bereich der 
Flurstücke 17/30 und 17/32 müssen im Rahmen der Realisierung der 
Planung verlegt werden. Über den Bebauungsplan ist die neue Trasse 
über ein entsprechendes Leitungsrecht gesichert. Das Leitungsrecht be-
inhaltet den erforderlichen Schutz- und Arbeitsstreifen von 2,50 m Breite. 
Die bestehenden 0,4-kV-Kabel und Kabelschutzrohre sind als zu verle-
gende Leitungen in der Planzeichnung des Bebauungsplans dargestellt. 

  

44.8 Die Versorgung, des im Planungsbereich ausgewiesenen Gebietes mit elektri-
scher Energie kann durch entsprechende Netzerweiterung erfolgen. 

Sollte für die Versorgung des geplanten Baugebietes mit elektrischer Energie 
eine (oder mehrerer kundeneigenen) Transformatorenstation (je nach elektri-
schem Leistungsbedarf) erforderlich werden, benötigen wir eine Fläche von 
mind. 8,5 m Breite x 6,1 m Tiefe mit einem Kanalanschluss an einer Grund-
stücksseite. (Wir weisen darauf hin, dass kundeneigene Stationen als freiste-
hende Netzstationen oder innerhalb von Gebäude ebenerdig und von außen 
zugänglich zu errichten sind.) 

Neben der zeichnerischen Darstellung im Bebauungsplan bitten wir textlich auf-
zunehmen, dass innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweck-
bestimmung Elektrizität (Transformatorstation), bauliche Anlagen die einzuhal-
tenden Grenzabstände nach Landesbauordnung unterschreiten dürfen. Die Sta-
tion ist gem. Anlage zu § 63 HBO baugenehmigungsfrei. Für Rückfragen, den 
Standort betreffend, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit den Stadtwerken Bad 
Vilbel und unserer Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-1231 – in Verbin-
dung. 

Beschlussvorschlag zu 44.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen 

Begründung: 

Im Rahmen der Baugebietsentwicklung Alte Frankfurter Straße 102 wird 
auf dem Flurstück 17/34 eine Transformatorenstation errichtet (siehe 
nachfolgende Abbildung). Nach Informationen der Stadtwerke Bad Vilbel 
ist die Stromversorgung des Plangebietes über die geplante Transforma-
torenstation auf dem Flurstück 17/34 gewährleistet.  
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Gemäß § 6 Abs. 10 Nr. 4 der Hessischen Bauordnung (HBO) sind unter-
geordnete Gebäude zur örtlichen Versorgung mit Energie ohne Ab-
standsfläche jeweils unmittelbar an oder mit einem Mindestabstand von 
1 m zu den Nachbargrenzen zulässig. Eine textliche Festsetzung, dass 
Transformatorenstationen die einzuhaltenden Grenzabstände nach HBO 
unterschreiten dürfen, ist generell nicht erforderlich. 

44.9 Eine Aussage, wie der Anschluss von möglichen Gewerbebetrieben an das Netz 
ausgeführt wird, ist erst möglich, wenn feststeht, welche Leistung an den noch 
festzulegenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung wie ein An-
schluss ausgeführt werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit den Stadt-
werke Bad Vilbel und der Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-1099 
(1055 bei Einspeisung) - anschluss@ovag-netz.de – in Verbindung. 

Beschlussvorschlag zu 44.9: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

Reine Gewerbegebäude sind innerhalb des Plangebietes nicht vorgese-
hen. Es ist die Errichtung von 6 Wohngebäuden mit insgesamt maximal 
12 Wohneinheiten geplant. 

  

44.10 Sollen im Zuge der Baumaßnahme Lichtpunkte versetzt, Stahlrohrmaste der 
Lichtpunkte erneuert oder zusätzliche Lichtpunkte errichtet werden, wenden Sie 
sich bitte frühzeitig an die Stadt Bad Vilbel und die Fachabteilung in Friedberg – 
strassenbeleuchtung@ovag.de. 

In diesem Zusammenhang empfehlen wir generell, auch im Zuge von Straßen-
baumaßnahmen, das Auswechseln von Stahlrohrmasten ab einem gewissen Al-
ter und Zustand. 

Die Kosten für eine Auswechslung der Maste, sind zum jetzigen Zeitpunkt, be-
dingt durch Synergieeffekte bei den Tiefbauarbeiten, wesentlich geringer als bei 
einer Auswechslung am Lebensdauerende in ca. 5-10 Jahren. 

Wir bitten darum, diese Informationen auch an die jeweiligen Bereiche, im be-
troffenen Ausbaubereich, weiterzugeben. 

Beschlussvorschlag zu 44.10: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

44.11 Sollte ein externer Ausgleich erforderlich werden, benötigen wir für eine ab-
schließende Stellungnahme die genaue Lage der Ausgleichsfläche sowie Anga-
ben über Art der Ersatzmaßnahmen. 

Beschlussvorschlag zu 44.11: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein externer Ausgleich ist nicht erforderlich. Die erforderlichen arten-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sind innerhalb des Plangebie-
tes vorgesehen. Der naturschutzrechtliche Ausgleich erfolgt über den 
Ankauf von Ökopunkten. 
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44.12 Wir bitten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung 
und Projektierung der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unserer-
seits eine termingerechte Umsetzung notwendiger Erweiterungen oder Verän-
derungen des elektrischen Netzes gewährleistet werden kann. 

Wenn unsere Belange berücksichtigt werden, haben wir keine Einwände gegen 
diesen Bebauungsplan (dieses Vorhaben). 

Beschlussvorschlag zu 44.12: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

 Anlage 1 
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45. PLEdoc GmbH (16.01.2025)   

45.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

• Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschen-
felden, Krummhörn 

Zu 45.1: kein Abwägungserfordernis   

45.2 Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die Kompensationsmaßnahmen erst im 
weiteren Verfahren festgelegt werden bzw. keine Erwähnung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflä-
chen eine Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht 
auszuschließen ist. Wir bitten um Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um 
weitere Beteiligung an diesem Verfahren. 

Beschlussvorschlag zu 45.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein externer Ausgleich ist nicht erforderlich. Die erforderlichen arten-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sind innerhalb des Plangebie-
tes vorgesehen. Der naturschutzrechtliche Ausgleich erfolgt über den 
Ankauf von Ökopunkten. 

  

45.3 Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. 

Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 

 

 

 

Zu 45.3: kein Abwägungserfordernis   
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 Anlage 1 
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46. Polizeipräsidium Mittelhessen (14.01.2025)   

46.1 Die Stellungnahme der Polizei unter ERS/0402443/2024 vom 10.04.2024 liegt 
Ihnen bereits vor. Hieran hat sich nichts geändert. 

Beschlussvorschlag zu 46.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 46.2 bis 46.6. 

  

 Stellungnahme vom 10.04.2025   

46.2 Aus verkehrspolizeilicher Sicht gibt es keinerlei Einwände gegen die Bauleitpla-
nung der Stadt Bad Vilbel, Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ im Stadt-
teil Heilsberg. 

Dem Bebauungsplan wird zugestimmt. 

Zu 46.2: kein Abwägungserfordernis   

46.3 Es wird aber auf die Park- /Stellplatzproblematik in der heutigen Zeit hingewie-
sen. Bei vielen Städten und Gemeinden bestehen noch alte Regelungen die weit 
überholt sind. 

Die Stellplatzgröße muss zwingend an die heutigen Gegebenheiten angepasst 
werden. Bereits ein VW Golf 7 hat eine Breite von ca. 210 cm/ein SUV hat dann 
entsprechend mehr, so dass eine Mindestgröße von 250 cm x 500 cm als Mini-
malstandart anzusehen ist. 

Eine Stellplatzgröße ab 275 cm und einer Länge von 600 cm würde heutigen 
Ansprüchen eher gerecht werden. Die Verkehrsunfallzahlen, die sich im Zusam-
menhang mit dem Parken (Ein –und Aussteigen) ereignen, steigen jährlich an. 

Beschlussvorschlag zu 46.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die konkrete Größe von Stellplätzen ist nicht Regelungsgegenstand des 
Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Realisierungsplanung. 

  

46.4 In Bezug auf mögliches Überschreiten von Verkehrslärmwerten wird darauf hin-
gewiesen, dass hier bauliche Maßnahmen (z. B. Schallschutzwände o. ä.) vor-
zunehmen und einzuplanen sind. Eine nachträgliche Reduzierung der Ge-
schwindigkeit aufgrund erforderlichem Lärmschutz wird aus verkehrspolizeili-
cher Sicht keine Zustimmung finden. 

Beschlussvorschlag zu 46.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Mit dem Verweis auf den Lärmviewer Hessen können im vorliegenden 
Fall die Verkehrslärmimmissionen durch den Straßenverkehr mit hinrei-
chender Genauigkeit abgeschätzt werden, ohne dass hier das Erforder-
nis für ein separates schalltechnisches Gutachten gesehen wird. I.d.R. 
kann davon ausgegangen werden, dass es sich bei diesen Angaben auf 
Grund der berücksichtigten Verkehrsmengen und Lkw-Anteile um eine 
Worst-Case-Betrachtung handelt. 

Während der im Lärmviewer aufgezeigte LDEN einen nach EU-Recht ge-
mittelter Pegel über 24 h darstellt, kann der weiter aufgeführte Pegel 

 X 
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LNight weitgehend mit dem Beurteilungspegel Lr,nachts im Sinne der 
16. BImSchV und somit der deutschen Normung verglichen werden. Des 
Weiteren kann bei der typischen Verkehrsverteilung zwischen Tages- 
und dem Nachtzeitraum davon ausgegangen werden, dass Beurtei-
lungspegel Lr,tags um ca. 8 – 9 dB(A) oberhalb des Beurteilungspegel in 
der Nachtzeit liegt. 

Nach dem Lärmviewer Hessen (Reiter Kartierungsgrundlagen – Straßen 
Plus) beträgt die Durchschnittliche Tägliche Verkehrsstärke (DTV) auf 
der nächstgelegenen Alte Frankfurter Straße DTV = 4.903 Kfz/24h; auf 
der südlich des Plangebietes von der Alte Frankfurter Straße nach Wes-
ten abzweigenden Stichstraße wird das Verkehrsaufkommen fälschli-
cherweise mit DTV = 13.908 Kfz/24h angegeben, wobei hier kein rele-
vantes Verkehrsaufkommen auftritt (siehe nachfolgende Abbildung).  

Nach einer Korrektur dieser fehlerhaften Angabe kann die Verkehrslärm-
belastung des Plangebietes mit ca. 45 – 49 dB(A) nachts und ca. 54 – 
58 dB(A) tagsüber abgeschätzt werden, womit zwar die Orientierungs-
werte nach der DIN 18005, Beiblatt 1, um ca. 5 dB(A), nicht jedoch die 
abwägungsrelevanten Grenzwerte nach der 16. BImSchV überschritten 
werden. Innerhalb des Plangebietes werden 6 Wohngebäude mit insge-
samt maximal 12 Wohneinheiten planungsrechtlich ermöglicht. Aufgrund 
der geringen Anzahl neuer Wohneinheiten, kommt es zu keiner relevan-
ten Erhöhung des Verkehrsaufkommens im Bereich der öffentlichen Ver-
kehrsfläche der Alten Frankfurter Straße. 

Im nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren sind auf der Grundlage 
der Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen 
(H-VV TB) zur Erfüllung der Mindestanforderungen bezüglich des Schall-
schutzes auch ohne gesonderte Festsetzungen die aus Abschnitt A 5.2 
der MVV TB und somit die DIN 4109-1:2018-01 zu beachten. Nach An-
lage A 5.2/2 ist der schalltechnische Nachweis nach DIN 4109-2:2018-
01 in Ver-bindung mit DIN 4109-31:2016-07, DIN 4109-32:2016-07, DIN 
4109-33:2016-07, DIN 4109-34:2016-07, DIN 4109-35:2016-07 und DIN 
4109-36:2016-07 zu führen. 

Unter Berücksichtigung der im Wohnungsbau inzwischen standardmäßig 
eingesetzten Außenbauteile sind bei der o. a. Verkehrslärmbelastung i. 
d. R. keine gesonderten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
zu erwarten.  
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Gesonderte Bestimmungen zu zusätzlichen schallgedämmtem Belüf-
tungseinrichtungen von Schlafräumen, die eine zusätzliche Belüftungs-
möglichkeit ermöglichen, auch ohne das Fenster zu öffnen, sehen die 
bautechnischen Bestimmungen nicht vor. Als Empfehlung wird zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen der bereits bestehende 
Hinweis im Textteil des Bebauungsplans wie folgt angepasst: 

„12 Passive Schallschutzmaßnahmen 
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Für Gebäude innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
werden für Schlafräume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Einzimmerap-
partements) zusätzliche schallgedämmte Belüftungseinrichtungen 
empfohlen, die eine Belüftung ermöglichen, auch ohne das Fenster zu 
öffnen (wie z. B. ein in den Fensterrahmen oder die Außenwand inte-
grierter Schalldämmlüfter). Bei der Berechnung des resultierenden 
Schalldämm-Maßes der Außenbauteile ist die Schalldämmung der 
Belüftungseinrichtungen im Betriebszustand zu berücksichtigen. Auf 
diese zusätzlichen Belüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, 
wenn das Gebäude im Passivhausstandard errichtet wird und ein aus-
reichender Luftwechsel bei geschlossenen Fenstern gewährleistet 
ist.“ 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird um ein Kapitel zum Schall-
schutz ergänzt. 

46.5 Sollte ein verkehrsberuhigter Bereich (oder 30er Zone usw.) angedacht bzw. 
eventuelle Fuß-/Radwege mit eingeplant werden, wären hier die aktuell gesetz-
lichen Bestimmungen und Vorgaben einzuhalten. Eine nachträgliche verkehrli-
che Regelung wegen baulicher Versäumnisse wird keine verkehrspolizeiliche 
Zustimmung erhalten. 

Beschlussvorschlag zu 46.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die geplante Privatstraße zur Erschließung der Baugrundstücke inner-
halb des Plangebietes ist im Bebauungsplan mit der Zweckbestimmung 
„Verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt. Die Einhaltung aktueller ge-
setzlicher Bestimmungen und Vorgaben betrifft die Realisierung der Pla-
nung und ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

46.6 Aus verkehrspolizeilicher Sicht sehen wir auch keine zu erwartenden Probleme 
bzgl. der Anbindung an das vorhandene Straßennetz und des geringen Anstie-
ges des Straßenverkehrs. 

Zu 46.6: kein Abwägungserfordernis   

47. Regierungspräsidium Darmstadt - Dezernat Siedlungswesen und Bauleitplanung III 31.2 (12.02.2025)   

47.1 Nachfolgend erhalten Sie meine koordinierte Stellungnahme. Sollten Sie Fragen 
haben, stehe ich zu deren Beantwortung gerne zur Verfügung. 

A. Beabsichtigte Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt Bad Vilbel, eine 
Nachverdichtung im Süden Bad Vilbels im Bereich der Alten Frankfurter Straße 
zu ermöglichen. Das bislang gering bebaute Gebiet soll durch eine neue Bebau-
ungsstruktur eine effizientere Ausnutzung erfahren. Die bestehenden Gebäude 
sollen abgerissen werden und insgesamt sechs neue Wohnhäuser errichtet wer-
den. 

Zu 47.1: kein Abwägungserfordernis 
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Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von 0,3 ha. 

47.2 B. Stellungnahme 

I. Abteilung III Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 

Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus 
der Sicht der Raumordnung wie folgt Stellung: 

Wie bereits mit Stellungnahme vom 15. Mai 2024 mitgeteilt, liegt die vorgese-
hene Fläche innerhalb einer im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächen-
nutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ausgewiesenen „Wohnbaufläche Be-
stand“, was der regionalplanerischen Kategorie „Vorranggebiet Siedlung, Be-
stand“ entspricht. Zu der vorgelegten Planung bestehen aus regionalplaneri-
scher Sicht keine Bedenken. 

Zu 47.2: kein Abwägungserfordernis   

47.3 II. Abteilung IV/F Umwelt Frankfurt 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Frank-
furt - zu vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

1. Dezernat IV/F 41.1 – Grundwasser 

Grundwasser: 

Die Bauleitplanung muss wasserwirtschaftliche Belange, d.h. insbesondere eine 
ausreichende Wasserversorgung sowie Grundwasserschutz, angemessen be-
rücksichtigen. Hierzu bietet die Arbeitshilfe „Wasserwirtschaft in der Bauleitpla-
nung“ des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, 
Forsten, Jagd und Heimat (Stand: August 2023) eine Hilfestellung. 

In den Unterlagen sind dazu keine ausreichenden Aussagen enthalten und sind 
daher nachzubessern. 

Beschlussvorschlag zu 47.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 47.4 bis 47.9. 

  

47.4 Wasserversorgung 

Sie haben als planaufstellende Kommune in eigener Verantwortung sicherzu-
stellen, dass die Versorgungssicherheit der öffentlichen Wasserversorgung dau-
erhaft für die künftige Bebauung gewährleistet ist. Bitte legen Sie hierzu die Si-
cherstellung der Wasserversorgung für das Baugebiet dar. 

Der gesamte Wasserbedarf (Trink-, Betriebs-, Löschwasser) ist unter Berück-
sichtigung der demografischen Entwicklung und des Klimawandels zu ermitteln 
(Jahresmenge und Tagesspitzenbedarf). Es ist der Nachweis zu erbringen, dass 
der gesamte Wasserbedarf mit den vorhandenen Wasserrechten sowie den 

Beschlussvorschlag zu 47.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Das Plangebiet befindet sich in der bebauten Ortslage des Stadtteils 
Heilsberg der Stadt Bad Vilbel und ist über die öffentliche Erschließungs-
straße Alte Frankfurter Straße grundsätzlich an das öffentliche Trinkwas-
sernetz angebunden. 

 X 
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gen 

Plan Text 
technischen Anlagen, auch unter Berücksichtigung des Klimawandels langfristig 
durch den/die zuständigen Wasserversorger gedeckt werden kann. Bei Fremd-
bezug von Trinkwasser ist zusätzlich eine aktuelle Bestätigung der eingeplanten 
Liefermenge des Fremdversorgers vorzulegen. 

Für den Fall einer Wassermangelsituation ist darzulegen, welche Maßnahmen 
dann ergriffen werden. (s. hierzu Muster-Gefahrenabwehrverordnung auf hes-
sen.de) 

Gemäß dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser 
durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ ist für die Allgemeinen 
Wohngebiete (WA) innerhalb des Plangebietes eine Löschwassermenge 
von 96 m³/h über einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden bei einem 
Mindestfließdruck von 1,5 bar zur Verfügung zu stellen. Diese Löschwas-
sermenge kann über die bestehenden Trinkwasserleitungen der an das 
geplante Allgemeine Wohngebiet (WA) angrenzenden öffentlichen Er-
schließungsstraßen zur Verfügung gestellt werden. 

Die Trinkwasserversorgung für das Baugebiet mit maximal 12 Wohnein-
heiten mit im Mittel 3,5 Einwohnern / Wohneinheit und daraus folgend 42 
Einwohnern, bedeutet bei einem spezifischen Trinkwasserbedarf von 
115 l/(Exd) einen zusätzlichen Trinkwasserbedarf von 4,83 m³/d bzw. 
1.763 m³/a. Diese geringe zusätzliche Menge liegt innerhalb der jährli-
chen Schwankungsbreiten durch klimatische Einflüsse und kann über die 
vorhandenen externen Bezugsmöglichkeiten sowie die Eigengewinnung 
sichergestellt werden. Weiterhin ist seit dem 01.01.2025 die Bezugs-
menge der OVAG um 250.000 m³/a erhöht worden, so dass eine gesi-
cherte Trinkwasserversorgung gegeben ist. 

Die Begründung des Bebauungsplans wird um Aussagen zur gesicher-
ten Trinkwasserversorgung ergänzt. 

47.5 Daneben sollen die Möglichkeiten der Nutzung von Niederschlagswasser oder 
anderem Abwasser (insbesondere Grauwasser) zu Brauchwasserzwecken ent-
sprechend dem Nutzungszweck untersucht und dementsprechend ausge-
schöpft werden. Entsprechende Vorgaben zur sparsamen Trinkwasserverwen-
dung und –substitution sind in die Bauleitplanung aufzunehmen. (s. hierzu Mus-
ter-Zisternensatzung auf hessen.de) 

Beschlussvorschlag zu 47.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Ingenieurbüro Werner Hartwig GmbH, Wiesbaden, ein Entwässerungs-
konzept erstellt worden. 

Nach Angaben des Gutachters ist eine Regenwasserzisterne je Grund-
stück mit einem Fassungsvermögen von V = 3,0 m³ vorzusehen. Das 
gesammelte Regenwasser soll zur Garten- bzw. Freiflächenbewässe-
rung genutzt werden. Die Zisternen sollen als Retentionszisternen aus-
gebildet werden, die sowohl Regenwasser für die Garten- bzw. Freiflä-
chenbewässerung speichern, als auch Regenwasser zurückhalten und 
gedrosselt mit einer Einleitmenge von 2,50 l/s bzw. 3,46 l/s an den öf-
fentlichen Regenwasserkanal in der Alten Frankfurter Straße ableiten. 

Eine Grauwassernutzung ist nicht geplant. 
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Der Bebauungsplan sieht vor, dass die Befestigungen von Stellplätzen, 
Zufahrten, Wegen und Hofflächen so herzustellen sind, dass Nieder-
schlagswasser versickern oder in angrenzende Grün- bzw. Pflanzflächen 
entwässert werden können. Zusammen mit der zusätzlichen Nutzung 
von Regenwasser für die Garten- bzw. Freiflächenbewässerung wird die 
wasserwirtschaftliche Gesamtsituation optimiert. 

47.6 Verminderung der Grundwasserneubildung 

Es ist darzulegen, welchen Einfluss das Vorhaben auf die Grundwasserneubil-
dung hat und welche Maßnahmen vorgesehen sind, um eine Verringerung der 
Grundwasserneubildung so gering wie möglich zu halten. Dabei sollte ange-
strebt werden, dass die Versiegelung von Flächen möglichst geringgehalten 
wird und anfallender Niederschlag im Planungsgebiet verbleibt. 

Beschlussvorschlag zu 47.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Ingenieurbüro Werner Hartwig GmbH, Wiesbaden, ein Entwässerungs-
konzept erstellt worden. Auf der Grundlage des Gutachtens sind Fest-
setzungen aufgenommen worden, die einer Verringerung der Grundwas-
serneubildung entgegenwirken. 

Die Versiegelung innerhalb des Plangebietes wird auf ein Minimum re-
duziert. Der Bebauungsplan sieht vor, dass die Befestigungen von Stell-
plätzen, Zufahrten, Wegen und Hofflächen so herzustellen sind, dass 
Niederschlagswasser versickern oder in angrenzende Grün- bzw. 
Pflanzflächen entwässert werden können. Zusammen mit der zusätzli-
chen Nutzung von Regenwasser für die Garten- bzw. Freiflächenbewäs-
serung wird die wasserwirtschaftliche Gesamtsituation optimiert und die 
Grundwasserneubildung gefördert.  

Die festgesetzte Dachbegrünung gewährleistet, dass ein Großteil des 
Dachflächenwassers nicht zum Abfluss kommt, sondern innerhalb des 
Plangebietes verbleibt. 

  

47.7 Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Maßnahmen zur Versickerung des Niederschlagswassers sowie die zu er-
wartenden Auswirkungen auf das Grundwasser sind darzustellen. Bei der ge-
planten Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser 
ist eine qualitative Beeinträchtigung des Grundwassers auszuschließen. Das Ar-
beitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung 
von Niederschlagswasser“ sowie das Merkblatt DWA-M 153 „Handlungsemp-
fehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. Die Mächtigkeit 
des Sickerraums sollte, bezogen auf den mittleren höchsten Grundwasserstand 
(MHGW), mindestens 1 Meter betragen. Dabei sollte der höchste gemessene 
Grundwasserstand herangezogen werden. Die Klärung der Zulässigkeit einer 

Beschlussvorschlag zu 47.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Ingenieurbüro Werner Hartwig GmbH, Wiesbaden, ein Entwässerungs-
konzept erstellt worden. Auf der Grundlage des Gutachtens sind Fest-
setzungen zur Verwertung von Niederschlagswasser aufgenommen wor-
den. 

Die Versiegelung innerhalb des Plangebietes wird auf ein Minimum re-
duziert. Der Bebauungsplan sieht vor, dass die Befestigungen von 
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Versickerung von Niederschlagswassers ist dem entsprechenden Verfahren 
vorbehalten. 

 

Stellplätzen, Zufahrten, Wegen und Hofflächen so herzustellen sind, 
dass Niederschlagswasser versickern oder in angrenzende Grün- bzw. 
Pflanzflächen entwässert werden können. Zusammen mit der zusätzli-
chen Nutzung von Regenwasser für die Garten- bzw. Freiflächenbewäs-
serung wird die wasserwirtschaftliche Gesamtsituation optimiert und die 
Grundwasserneubildung gefördert.  

Die festgesetzte Dachbegrünung gewährleistet, dass ein Großteil des 
Dachflächenwassers nicht zum Abfluss kommt, sondern innerhalb des 
Plangebietes verbleibt.  

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Fachbüro KAT Umweltberatung GmbH, Flörsheim am Main, eine Bau-
grund- und umwelttechnische Untersuchung erstellt worden. Im Zuge der 
durchgeführten Rammkernsondierungen wurde kein Grundwasser ange-
troffen. Die Grundwasserflurabstände bewegen sich innerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplans überwiegend bei 5 – 15 m. Die 
Durchlässigkeit der Schichten ist gering und die Kf-Werte liegen im obe-
ren Profilbereich bis 1,5 m Tiefe generell unter 10-7 m/s, in größerer Tiefe 
um oder unter 10-8 m/s. Eine zentrale Versickerung von Niederschlags-
wässern gemäß dem Merkblatt DWA-A 138 ist daher nicht möglich. 

47.8 Einbindung von Bauwerken ins Grundwasser 

Sofern für das Vorhaben eine Grundwasserhaltung erforderlich wird oder ein 
Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser bewirkt wird, ist hierfür 
ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde er-
forderlich. Ich bitte Sie, dies als Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans 
aufzunehmen. 

Beschlussvorschlag zu 47.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Fachbüro KAT Umweltberatung GmbH, Flörsheim am Main, eine Bau-
grund- und umwelttechnische Untersuchung erstellt worden. Im Zuge der 
durchgeführten Rammkernsondierungen wurde kein Grundwasser ange-
troffen. Die Grundwasserflurabstände bewegen sich innerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplans überwiegend bei 5 – 15 m. Die ge-
planten Baumaßnahmen werden das Grundwasser daher weder Auf-
stauen, Absenken noch Umleiten. 

  

47.9 Umweltprüfung 

In der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist auf das Umweltmerkmal 
Grundwasser angemessen einzugehen: Beschreibung und Bewertung des Be-
stands (z.B. Grundwasserflurabstände, Grundwasserneubildung, Verschmut-
zungsempfindlichkeit, Bedeutung des Grundwasservorkommens), Darstellung 
der bau-, anlage- und nutzungsbedingten Auswirkungen (qualitativ und quanti-
tativ) der Planung auf das Grundwasser (z.B. Verminderung der 

Beschlussvorschlag zu 47.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch die 
KAT Umweltberatung GmbH, Flörsheim am Main, eine geotechnische 
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Grundwasserneubildung, mögliche Stoffeinträge ins Grundwasser, Versicke-
rung von Niederschlagswasser), Beschreibung der Maßnahmen zur Vermei-
dung und Verminderung der Auswirkungen. 

Untersuchung mit Aussagen zur Versickerungsfähigkeit sowie Auswir-
kungen auf das Grundwasser erstellt worden. Die Ergebnisse sind be-
reits im Umweltbericht dargestellt. 

47.10 Heilquellen-/Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III des Trinkwasserschutzgebietes „WSG 
Bad Vilbel, Brunnen Berkersheimer Weg “ (StAnz. 40/11 S. 1238 vom 
27.07.2011). In den entsprechenden Schutzgebietsverordnungen können Ge- 
und Verbote betroffen sein, die den Inhalt des Bebauungsplanes wesentlich ein-
schränken. Einzelheiten sind mit der Unteren Wasserbehörde des Wetteraukrei-
ses zu klären. 

Beschlussvorschlag zu 47.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans 
enthalten. 

Die Zone III soll den Schutz vor weitreichenden Beeinträchtigungen, ins-
besondere vor nicht oder nur schwer abbaubaren chemischen oder radi-
oaktiven Verunreinigungen gewährleisten. Solche Verunreinigungen ge-
hen von einem Allgemeinen Wohngebiet nicht aus. 

  

47.11 Vorgesehene Straßenbaumaßnahmen sind in Anlehnung an die Richtlinie für 
Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) auszuführen. 

Beschlussvorschlag zu 47.11: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

47.12 2. Dezernat IV/F 41.2 – Oberflächengewässer 

Seitens des Dez. Oberflächengewässer bestehen keine Bedenken. 

Zu 47.12: kein Abwägungserfordernis   

47.13 3. Dezernat IV/F 41.3 – Abwasser, Gewässergüte 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden Bedenken. Das 
Plangebiet wird in der aktuellen Schmutzfrachtsimulationsberechnung -SMUSI- 
für das Einzugsgebiet der Kläranlage Bad Vilbel als Trenngebietsfläche berück-
sichtigt. 

Hinweis: 

Seitens des RP Darmstadt besteht bei der Erschließung von neuen Baugebieten 
im Trennsystem mittlerweile die Forderung einer Drosselabflussspende qDr= 
ca. 3 l/ (s*ha_AE,k), wobei der Drosselabfluss QDr auf die kanalisierte Einzugs-
gebietsfläche AEk zu beziehen ist und die Jährlichkeit T=2a beträgt. 

Dieser hessenweit abgestimmte Ansatz soll dem natürlichen Abfluss einer un-
bebauten Fläche entsprechen. 

Beschlussvorschlag zu 47.13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Der Mindestabfluss in der Stadt Bad Vilbel in die vorhandene öffentliche 
Regenwasser-/Mischwasserkanalisation wird für 2,5 l/s zugelassen. 

Dies liegt daran, dass es kein mechanisches Drosselorgan mit einem ge-
sicherten, verstopfungsfreien Abfluss von < 2,5 l/s gibt. Damit entspricht 
der Abfluss von 2,5 l/s einer Flächengröße von 2,5 l/s / 3,0 l / (s x ha) = 
0,833 ha. 

Wenn also ein komplett neues mind. 0,833 ha großes Baugebiet mit einer 
neuen Einleitestelle erschlossen wird, wird die Maßgabe des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt umgesetzt. 
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Für neue Erschließungen von Altbestandsflächen in vorhandene Regen-
wasser- / Mischwasserkanäle, die für ein 3-jähriges Regenereignis aus-
gelegt wurden, besteht seitens der Stadt Bad Vilbel weiterhin die Vor-
gabe, dass die maximale Regenwasserabflussspende qr = 10 / (s x ha) 
bzw. der minimale Drosselabfluss QDr,min = 2,5 l/s betragen darf. 

Mit jeder Neuerschließung in Altbestandsflächen der Stadt Bad Vilbel 
und der damit neu geforderten Schaffung von Regenrückhalteräumen 
sowie der damit verbundenen deutlichen Reduzierung der bisherigen 
Regenwasserabflüsse wird das Regenwasser-/Mischwasser-Kanalnetz 
mit jeder Maßnahme weiter entlastet und der maximale Abfluss in Ge-
wässer deutlich reduziert. 

47.14 4. Dezernat IV/F 41.5 – Bodenschutz 

Vorsorgender Bodenschutz 

In der Begründung und dem Umweltbricht sind Aussagen zum vorsorgenden 
Bodenschutz enthalten. Die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes werden 
jedoch nicht vollumfänglich berücksichtigt. 

Ein Ausgleich oder eine Kompensation sollte nach bodenschutzrechtlichen Kri-
terien erfolgen. Dazu verweise ich auf die Möglichkeit der Anwendung der Ar-
beitshilfe zur Kompensation des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach 
BauGB. 

Das Baugesetzbuch fordert in § 1a Abs.2, mit Boden schonend und sparsam 
umzugehen. Es verlangt ferner, in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB die 
Vermeidung und den Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
zu berücksichtigen (§ 1a Abs. 3 BauGB). Dies gilt auch für Eingriffe in den Bo-
den. Hierfür wird die Anwendung der Arbeitshilfe „Kompensation des Schutzguts 
Boden in der Bauleitplanung nach BauGB – Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kom-
pensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz“ 
(Hess. Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie Schriftenreihe Böden 
und Bodenschutz in Hessen Heft 14, 2018) empfohlen. 

Beschlussvorschlag zu 47.14: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Bodenviewer Hessen liegen weder mittel- noch großmaßstäbige Bo-
dendaten für das Plangebiet vor. Das Plangebiet befindet sich innerhalb 
des Siedlungsbereiches. Gemäß Anlage 2 Nr. 2.2.5 zur Kompensations-
verordnung (KV) ist eine zusätzliche Bewertung des Bodens nur bei einer 
Ertragsmesszahl unter 20 bzw. über 60 erforderlich; zudem muss die 
Eingriffsfläche unter 10.000 m² liegen. Da das Plangebiet bislang nicht 
landwirtschaftlich genutzt worden ist, wird davon ausgegangen, dass 
keine Böden mit sehr geringen bzw. sehr hohen Ertragspotenzial vorlie-
gen.  

Zur Berücksichtigung des vorsorgenden Bodenschutzes ist eine boden-
kundliche Baubegleitung im Bebauungsplan festgesetzt. 

  

47.15 Die DIN 19731, DIN 18915 und DIN 19639 sind bei der Bauausführung zu be-
achten und einzuhalten. Ein Hinweis in den textlichen Festsetzungen unter 
nachrichtlichen Hinweisen erscheint sinnvoll, da die DIN-Normen Auswirkungen 
auf die Planung und Durchführung von Bauvorhaben haben. 

Beschlussvorschlag zu 47.15: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Berücksichtigung der DIN 19731, der DIN 18915 und der DIN 19639 
bei der Bauausführung ist nicht Regelungsgegenstand des 
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Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Realisierungsplanung. Die 
Aufnahme eines Hinweises in den Bebauungsplan ist nicht erforderlich. 

47.16 In der Begründung ist neben dem nachsorgenden Bodenschutz auch der vor-
sorgende Bodenschutz anzusprechen. Anderenfalls wäre die Planung infolge 
eines zu unterstellenden Abwägungsmangels später rechtlich angreifbar. 

Beschlussvorschlag zu 47.16: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Maßnahmen zum vorsorgenden Bodenschutz sind bereits im Um-
weltbericht beschrieben. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans folgt insgesamt dem Gebot des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, indem Flächen innerhalb 
des Siedlungszusammenhangs für eine neugeordnete Nutzung mobili-
siert werden. Hiermit wird ein Beitrag zur Reduktion weiteren Flächen-
verbrauchs im Außenbereich geleistet. Daher ist der Bebauungsplan un-
ter Gesichtspunkten des vorsorgenden Bodenschutzes positiv zu bewer-
ten. 

Weiterhin ist zur Berücksichtigung des vorsorgenden Bodenschutzes 
eine bodenkundliche Baubegleitung im Bebauungsplan festgesetzt. 

  

47.17 Ich bitte aus den genannten Gründen die Planunterlagen entsprechend zu über-
arbeiten. 

Beschlussvorschlag zu 47.17: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 47.14 bis 47.16. 

  

47.18 5. Dezernat IV/F 42.2 – Abfallwirtschaft West 

Aus abfallrechtlicher Sicht bestehen gegen den Bebauungsplanentwurf „Am 
Südlichen Stadtrand“, Stadt Bad Vilbel, keine Bedenken. 

Zu 47.18: kein Abwägungserfordernis 

 

  

47.19 6. Dezernat IV/F 43.1 – Immissionsschutz (Energie, Lärmschutz, EMF) 

Im Plangebiet ist die Ausweisung von Allgemeinen Wohngebieten (WA) vorge-
sehen. In der Umgebung des Plangebietes befinden sich mehrere Straßenver-
kehrswege (z. B, B 521, Alte Frankfurter Straße). Ohne weitergehende Untersu-
chungen zu den Schallimmissionen bestehen gegen die vorgesehene Planung 
Bedenken. 

Aus den Daten des Lärmviewers Hessen (laerm.hessen.de) geht hervor, dass 
die Orientierungswerte der DIN 18005 für WA in dem Planbereich durch den 
Straßenverkehrslärm deutlich überschritten werden können. 

Beschlussvorschlag zu 47.19: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Mit dem Verweis auf den Lärmviewer Hessen können im vorliegenden 
Fall die Verkehrslärmimmissionen durch den Straßenverkehr mit hinrei-
chender Genauigkeit abgeschätzt werden, ohne dass hier das Erforder-
nis für ein separates schalltechnisches Gutachten gesehen wird. I.d.R. 
kann davon ausgegangen werden, dass es sich bei diesen Angaben auf 

 X 
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In Teilen des Plangebiets werden nach der Lärmkartierung Lärmpegel tags von 
> 65 dB(A) und nachts von > 55 dB(A) erreicht. Es sollte daher mit einer schall-
technischen Untersuchung die Einhaltung der Orientierungswerte an den ge-
planten schutzbedürftigen Wohnnutzungen im WA geprüft werden und ggf. wei-
tere erforderliche Schallschutzmaßnahmen erarbeitet werden. 

Sollte bereits eine schalltechnische Untersuchung zum Verkehrslärm erstellt 
worden sein (wie der Hinweis Nr. 12 der Festsetzungen zu den passiven Schall-
schutzmaßnahmen vermuten lässt), bitte ich um kurzfristige Nachreichung 
(Mail: peter.mueller@rpda.hessen.de) um eine abschließende Stellungnahme 
erstellen zu können. 

Grund der berücksichtigten Verkehrsmengen und Lkw-Anteile um eine 
Worst-Case-Betrachtung handelt. 

Während der im Lärmviewer aufgezeigte LDEN einen nach EU-Recht ge-
mittelter Pegel über 24 h darstellt, kann der weiter aufgeführte Pegel 
LNight weitgehend mit dem Beurteilungspegel Lr,nachts im Sinne der 
16. BImSchV und somit der deutschen Normung verglichen werden. Des 
Weiteren kann bei der typischen Verkehrsverteilung zwischen Tages- 
und dem Nachtzeitraum davon ausgegangen werden, dass Beurtei-
lungspegel Lr,tags um ca. 8 – 9 dB(A) oberhalb des Beurteilungspegel in 
der Nachtzeit liegt. 

Nach dem Lärmviewer Hessen (Reiter Kartierungsgrundlagen – Straßen 
Plus) beträgt die Durchschnittliche Tägliche Verkehrsstärke (DTV) auf 
der nächstgelegenen Alte Frankfurter Straße DTV = 4.903 Kfz/24h; auf 
der südlich des Plangebietes von der Alte Frankfurter Straße nach Wes-
ten abzweigenden Stichstraße wird das Verkehrsaufkommen fälschli-
cherweise mit DTV = 13.908 Kfz/24h angegeben, wobei hier kein rele-
vantes Verkehrsaufkommen auftritt (siehe nachfolgende Abbildung).  

Nach einer Korrektur dieser fehlerhaften Angabe kann die Verkehrslärm-
belastung des Plangebietes mit ca. 45 – 49 dB(A) nachts und ca. 54 – 
58 dB(A) tagsüber abgeschätzt werden, womit zwar die Orientierungs-
werte nach der DIN 18005, Beiblatt 1, um ca. 5 dB(A), nicht jedoch die 
abwägungsrelevanten Grenzwerte nach der 16. BImSchV überschritten 
werden. Innerhalb des Plangebietes werden 6 Wohngebäude mit insge-
samt maximal 12 Wohneinheiten planungsrechtlich ermöglicht. Aufgrund 
der geringen Anzahl neuer Wohneinheiten, kommt es zu keiner relevan-
ten Erhöhung des Verkehrsaufkommens im Bereich der öffentlichen Ver-
kehrsfläche der Alten Frankfurter Straße. 

Im nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren sind auf der Grundlage 
der Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen 
(H-VV TB) zur Erfüllung der Mindestanforderungen bezüglich des Schall-
schutzes auch ohne gesonderte Festsetzungen die aus Abschnitt A 5.2 
der MVV TB und somit die DIN 4109-1:2018-01 zu beachten. Nach An-
lage A 5.2/2 ist der schalltechnische Nachweis nach DIN 4109-2:2018-
01 in Ver-bindung mit DIN 4109-31:2016-07, DIN 4109-32:2016-07, DIN 
4109-33:2016-07, DIN 4109-34:2016-07, DIN 4109-35:2016-07 und DIN 
4109-36:2016-07 zu führen. 

Unter Berücksichtigung der im Wohnungsbau inzwischen standardmäßig 
eingesetzten Außenbauteile sind bei der o. a. Verkehrslärmbelastung i. 



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 41 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
d. R. keine gesonderten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
zu erwarten.  

 
Gesonderte Bestimmungen zu zusätzlichen schallgedämmtem Belüf-
tungseinrichtungen von Schlafräumen, die eine zusätzliche Belüftungs-
möglichkeit ermöglichen, auch ohne das Fenster zu öffnen, sehen die 
bautechnischen Bestimmungen nicht vor. Als Empfehlung wird zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen der bereits bestehende 
Hinweis im Textteil des Bebauungsplans wie folgt angepasst: 
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„12 Passive Schallschutzmaßnahmen 

Für Gebäude innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
werden für Schlafräume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Einzimmerap-
partements) zusätzliche schallgedämmte Belüftungseinrichtungen 
empfohlen, die eine Belüftung ermöglichen, auch ohne das Fenster zu 
öffnen (wie z. B. ein in den Fensterrahmen oder die Außenwand inte-
grierter Schalldämmlüfter). Bei der Berechnung des resultierenden 
Schalldämm-Maßes der Außenbauteile ist die Schalldämmung der 
Belüftungseinrichtungen im Betriebszustand zu berücksichtigen. Auf 
diese zusätzlichen Belüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, 
wenn das Gebäude im Passivhausstandard errichtet wird und ein aus-
reichender Luftwechsel bei geschlossenen Fenstern gewährleistet 
ist.“ 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird um ein Kapitel zum Schall-
schutz ergänzt. 

47.20 Allgemein: 

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersen-
dung einer digitalen Ausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 
114, 60327 Frankfurt am Main, mit folgendem Funktionspostfach: komabwas-
ser-ffm@rpda.hessen.de gebeten. 

Zu 47.20: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

47.21 III. Abteilung IV/Wi Umwelt Wiesbaden 

1. Dezernat IV/Wi 44 – Bergaufsicht 

Auf der Grundlage einer unvollständigen Datengrundlage teilt das Dezernat 
Bergaufsicht folgendes mit: 

Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. Es befin-
den sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich 
und dessen näherer Umgebung. Im Plangebiet ist bisher kein Bergbau umge-
gangen. Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte 
entgegen. 

Zu 47.21: kein Abwägungserfordernis 

 

  

47.22 IV. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbrau-
cherschutz 

Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Zu 47.22: kein Abwägungserfordernis   
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Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 43 Abs. 1 des 
Hessischen Gesetzes zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft 
(Hessisches Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. 2023, S. 
379), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Modernisierung und Di-
gitalisierung des Verkündungswesens vom 28. Juni 2023 (GVBl. 2023, S. 473) 
nicht gegeben (siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Minis-
teriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen über die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) in städtebaulichen 
Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vom 11. Dezember 2019 -StAnz. 
52/2019 S. 1373). 

47.23 C. Hinweise 

Da wir seit geraumer Zeit eine elektronische Akte führen, bitte ich Sie bei ge-
nehmigungsbedürftigen Planungen um Vorlage der vollständigen und prüffähi-
gen Verfahrensunterlagen in digitaler Form. Bitte senden Sie die Unterlagen an 
unsere [sic] Funktionspostfach bauleitplanung-toeb@rpda.hessen.de. Hin-
weise, wie diese Unterlagen digital aufzubereiten sind, finden Sie auf der Home-
page des Regierungspräsidiums Darmstadt unter folgendem Link [https://rp-
darmstadt.hessen.de/infrastruktur-und-wirtschaft/bauleitplanung/hoehere-ver-
waltungsbehoerde]. 

Zu 47.23: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

47.24 Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von 
gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise 
auf das mögliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von 
Ihnen zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art 
gegeben. Deshalb habe ich den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. 
Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampfmittelräumdienst direkt zu beteiligen. Ihre 
Anfragen können Sie per Email richten an das Regierungspräsidium Darmstadt, 
Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst: kmrd@rpda.hessen.de. 

Beschlussvorschlag zu 47.24: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der Kampfmittelräumdienst wurde im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 
Abs. 2 BauGB ebenfalls angeschrieben und hat eine entsprechende 
Stellungnahme abgegeben (siehe Stellungnahme Nr. 48). 

  

48. Regierungspräsidium Darmstadt - Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen (03.02.2025)   

48.1 Wir wurden zu o. g. Bebauungsplan bereits in 2024 beteiligt. 

Unser Prüfergebnis, im Anhang, hat weiterhin Bestand. 

 

Beschlussvorschlag zu 48.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag 48.2. 

  

 Stellungnahme vom 02.05.2024   
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48.2 Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder 
hat ergeben, dass sich das in Ihrem Lageplan näher bezeichnete Gelände am 
Rande eines Bombenabwurfgebietes befindet. 

Es gibt jedoch keinen begründeten Verdacht, dass auf der Fläche mit dem Auf-
finden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse 
über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine 
systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten 
doch ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich 
Sie, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

Beschlussvorschlag zu 48.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans 
enthalten. 

  

50. Regionalverband FrankfurtRheinMain (20.01.2025)   

50.1 Im Süden der Stadt Bad Vilbel sollen im Rahmen einer Nachverdichtung 6 neue 
Wohnhäuser entstehen. Um zukünftig eine effizientere Ausnutzung der Fläche 
zu ermöglichen, sollen die bestehenden Gebäude in diesem Zusammenhang 
abgerissen werden. 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 /RPS/Reg-
FNP 2010) ist die Fläche als „Wohnbaufläche, Bestand“ (ca. 0,37 ha) dargestellt. 
Desweiteren [sic] quert eine „Sonstige Produktenleitung (i.d.R. Gas), Bestand“ 
das Plangebiet von Ost nach West. 

Zu der vorgelegten Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband 
FrankfurtRhein-Main zu vertretenden Belange keine Bedenken. 

Stellungnahme ohne Anregung   

51. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (13.02.2025)   

51.1 Vielen Dank für die erneute Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. 

Als Träger öffentlicher Belange teilen wir Ihnen mit, dass wir unsere Stellung-
nahme vom 22.04.2024 aufrecht erhalten. 

Zur Information haben wir die Email nochmals beigefügt. 

Beschlussvorschlag zu 51.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge 51.3 bis 51.6. 

  

51.2 Eine Anmerkung redaktioneller Art möchten wir an dieser Stelle geben. Die Bus-
linie X97 wurde zum Fahrplanwechsel eingestellt und die Bushaltestelle „Stadt-
grenze/Schneekoppenweg“ wird nur noch von der Buslinie 30 im Tagesverkehr 
sowie von der Buslinie n96 im Nachtverkehr angefahren. 

Beschlussvorschlag zu 51.2: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die Begründung des Bebauungsplans wird der Anregung entsprechend 
redaktionell angepasst. 

 X 



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 45 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

 Stellungnahme vom 22.04.2024 

51.3 Vielen Dank für die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. 

Als Träger öffentlicher Belange teilen wir Ihnen mit, dass wir keine Einwände 
vorzubringen haben. 

Zu 51.3: kein Abwägungserfordernis   

51.4 Für die Bauleitplanung möchten wir jedoch folgende Anregung geben. 

Die Haltestelle Schneekoppenweg zur Erschließung des Plangebietes ist noch 
nicht barrierefrei ausgebaut. Wir regen in Bezug auf § 8 (5) BGG und § 8 (3) 
PBefG an, diese barrierefrei auszubauen und mit einem Witterungsschutz sowie 
einer Sitzgelegenheit für die wartenden Fahrgäste auszustatten. Die hierfür not-
wendigen Flächen sollten bei der Aufstellung der Bauleitplanung berücksichtigt 
werden. 

Beschlussvorschlag zu 51.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Bushaltestelle „Bad Vilbel Stadtgrenze/Schneekoppenweg“ befindet 
sich außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans „Am Südli-
chen Stadtrand“. Die Bushaltestelle" verfügt über ein Hochbord sowie 
eine Wartehalle mit Sitzgelegenheiten. 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des vorlie-
genden Bebauungsplans. 

  

51.5 Des Weiteren regen wir an, die Zuwegungen und Straßenquerungen barrierefrei 
zu gestalten. 

Hinweise zum barrierefreien Ausbau finden Sie im RMV-Maßnahmenplan „Bar-
rierefreie Haltestellen im Busverkehr“ unter nachfolgendem Link: 

https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-
gmbh/verkehrsund-mobilitaetsplanung/massnahmenplan-barrierefreie-halte-
stellen 

Beschlussvorschlag zu 51.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

51.6 Wir bitten Sie, unsere Anmerkung zu berücksichtigen, und wünschen für die 
Umsetzung der Planung viel Erfolg. 

Zu 51.6: kein Abwägungserfordernis   

54. Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis (15.01.2025)   

54.1 Bezugnehmend auf die E-Mail vom 09.01.2025 teile ich Ihnen mit, dass keine 
Einwände gegen oder Anregungen zum o. g. Bebauungsplan bestehen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

55. Stadtwerke Bad Vilbel GmbH (11.02.2025)   

55.1 Im ausgewiesenen Gebiet der oben genannten Bauleitplanung liegen Wasser-, 
Gas- und Stromleitungen der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH. Die Bestandspläne 
Gas und Wasser erhalten Sie in der Anlage. 

Zu 55.1: kein Abwägungserfordernis   

55.2 Grundsätzlich ist im Bereich der Leitungen besondere Vorsicht geboten. Arbei-
ten im Bereich aller Versorgungsleitungen, auch der Hausanschlüsse, sind im 

Beschlussvorschlag zu 55.2:   
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Vorfeld anzuzeigen und müssen mit den Stadtwerken im Vorfeld einvernehmlich 
abgestimmt werden. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

55.3 Die folgenden in dem beiliegenden Plan mit rosa markierten Punkte sind zu be-
rücksichtigen: 

• Punkt 1: Hausanschlussleitung Gas und Wasser für #108 im Baufenster: 

Die vorhandenen Hausanschlussleitungen für Gas und Wasser zur Versorgung 
des Gebäudes Alte Frankfurter Straße 108 liegen im geplanten Baufenster bzw. 
direkt daneben mit ungenügend Arbeitsraum. Eine Verlegung der Leitungen ist 
erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 55.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die bestehenden Hausanschlussleitungen für Gas und Wasser des Ge-
bäudes Alte Frankfurter Straße 108 im Bereich der Flurstücke 17/30 und 
17/32 müssen im Rahmen der Realisierung der Planung verlegt werden. 
Über den Bebauungsplan wird die neue Trasse über ein entsprechendes 
Leitungsrecht gesichert. Die bestehenden Gas- und Wasserleitungen 
sind als zu verlegende Leitungen in der Planzeichnung des Bebauungs-
plans dargestellt. 

  

55.5 • Punkt 2: Öffentliche Zufahrtsstraße bisher ohne Versorgungsleitungen: 

In der öffentlichen Zufahrtsstraße auf dem Flurstück 36 sind bisher keine bzw. 
nicht ausreichend dimensionierte Versorgungsleitungen gelegt. Für die Erschlie-
ßung mit Gas, Wasser und Strom über diese Straße, sind neue Versorgungslei-
tungen zu verlegen. 

Beschlussvorschlag zu 55.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Entsprechende Versorgungsleitungen werden im Rahmen der Realisie-
rung der Planung verlegt. 

  

55.6 • Punkt 3: Hausanschlussleitung Gas und Wasser vollständig zu verlegen: 

Die vorhandenen Hausanschlussleitungen für Gas und Wasser sind vollständig 
(nicht teilweise) in die öffentliche Straße zu verlegen. 

Beschlussvorschlag zu 55.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

55.7 Wenn die Belange der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH berücksichtigt werden be-
stehen keine Bedenken gegen die vorgelegten Unterlagen. 

Zu 55.7: kein Abwägungserfordernis   

55.8 Bezüglich der Stromversorgung erhalten Sie die fachliche Stellungnahme von 
unserem technischen Betriebsführer, der OVAG-Netz GmbH. Die dort aufge-
führten Punkte bitten wir zu beachten. 

Beschlussvorschlag zu 55.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
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Begründung: 

Die Oberhessische Versorgungs AG wurde im Rahmen der Beteiligung 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB ebenfalls angeschrieben und hat eine entspre-
chende Stellungnahme abgegeben (siehe Stellungnahme Nr.44). 

 Anlage 1 
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 Anlage 2 
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 Anlage 3 
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61. ZOV-Verkehr (13.01.2025)   

61.1 Ich nehme Bezug auf die o.g. Bauleitplanung und Teile Ihnen mit, dass seitens 
des Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV) keine Bedenken 
gegenüber der von der Stadt Bad Vilbel beabsichtigten Maßnahme bestehen, 
da keine Anlagen des ZOV im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes vorhanden sind. 

Der Zuständigkeitsbereich des ZOV beschränkt sich auf das Stadtgebiet Nidda 
(Kanal) und das Gemeindegebiet von Hirzenhain (Wasser + Kanal). 

Stellungnahme ohne Anregung   

63. Bürger 1 (14.02.2025)   

63.1 Gemäß den mir einzusehenden Unterlagen war ich der einzige Anwohner ge-
meinsam mit meinen direkten 2 Nachbarn, die im ersten Verfahrensschritt die 
Möglichkeit genutzt haben, sich daran zu beteiligen und das trotz zahlreicher 
Diskussionen über die massive Veränderung des Grundstückes Alte Frankfurter 
Str. 102. Dies ist sehr schade aber auch scheinbar eine Erscheinung unserer 
Zeit. 

Sei es drum. [sic] Wir erlauben uns auch im 2. Verfahrensschritt unsere Rechte 
wahrzunehmen und die Kritik an dem, ja eigentlich unveränderten Entwurf des 
Bebauungsplanes noch einmal zu formulieren. 

Zu 63.1: kein Abwägungserfordernis   

63.2 Nach meiner Meinung sollte es aus städtebaulicher Sicht das Ziel sein, eine 
Bebauung analog der Amiwiese zu erreichen. Leider wird dies mit dem vorlie-
genden Entwurf nicht erreicht. Bei einer GRZ von 0,3 und einer GFZ von 0,6 
können Häuser entstehen, die eine Wohnfläche von 585 m² x 0,6 = 351 m² da-
von ca. 85% also 298 m² haben können. Durch die Möglichkeit insbesondere 
auch des Staffelgeschosses ist dies ohne Mühe mit der GRZ von 0,3, entspricht 
176 m² bebaute Fläche, zu erreichen. Für ein Einfamilienhaus auch mit Einlie-
gerwohnung wahrlich großer Wert. Dies führt zwangsläufig dazu, dass ein 2 Fa-
milienhaus/Doppelhaus entsteht. 

Im Bebauungsplan steht weiter, dass „Einzelhäuser“ mit 2 WE errichtet werden 
können. Dies führt nicht zu dem ursprünglichen Ziel, Einfamilienhäuser (EFH) 
zu erlauben. Dies wurde in den ersten öffentlichen Sitzungen so kommuniziert 
und auch in den ersten Planunterlagen war diese Bezeichnung zu finden. (Siehe 
Anlage 1 [Anlage 1, Anlage 2]). Ebenso war im ersten Entwurf in einigen Teilen 
noch die Rede von Einfamilienhäusern. Dies wurde nunmehr, wahrscheinlich 
auch durch meine Anmerkung, geändert. Doch auch jetzt gibt es noch zumin-
dest 1 Stelle mit dieser Bezeichnung. 

Beschlussvorschlag zu 63.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

In dem Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ sind gemäß § 22 
BauNVO innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) nur Einzelhäu-
ser zulässig. Doppelhäuser sind nicht zulässig.  

Die Festsetzung von Einzelhäusern bedingt zunächst keine Beschrän-
kung der Anzahl der Wohneinheiten. Um eine verträgliche städtebauliche 
Dichte des Plangebietes zu sichern, erfolgt in den Allgemeinen Wohnge-
bieten (WA) die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf zwei pro 
Wohngebäude. Dadurch können entweder eine große und eine kleine 
Wohnung pro Wohngebäude oder zwei gleichgroße Wohnungen pro 
Wohngebäude errichtet werden. Dies entspricht dem städtebaulichen 
Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 
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Das Argument es müssten 2 WE sein damit eine Einliegerwohnung möglich sei, 
ist falsch. Je nach Größe der ELW, sie muss untergeordnet sein, bliebt es beim 
Einfamilienhaus. Wenn die GFZ und GRZ so bleiben müssen, bitte ich um An-
forderungen, die nicht dazu führen, dass es zwar Einzelhäuser sind, aber in 
Wirklichkeit doch Doppelhäuser. 

63.3 Eine erste Maßnahme wäre kein Staffelgeschoss zu bauen. Mit Blick auf die 
Amiwiese, die ja die gleichen Parameter hat, haben lediglich 9 von 60 möglichen 
Häusern ein Staffelgeschoss. Also besteht nicht unbedingt der Bedarf danach. 
Auch wäre das nicht vorhandene Staffelgeschloss [sic] die logische Folge in Ih-
rer Argumentation der Höhenentwicklung vom neuen 3-geschossigen Wohn-
block an der Straße zum offenen Feld. Eine 2-geschossige Bebauung plus Staf-
felgeschoss hat die gleiche Höhe wie eine 3-geschossige Bebauung. 

Mit Staffelgeschoss und Ausnutzung der maximalen Höhe des Kellers oberhalb 
des Geländes wären Gebäudehöhen von ca. 1,4 m +3 x 2,75 + 0,5 = 10,15 m 
möglich. Der 3-geschossige Wohnblock hat ebenfalls diese Höhe. Wo ist da die 
Entwicklung der Bauhöhe? 

Zudem wäre der soziale Frieden zur Nachbarbebauung massiv gestört. Diese 
besteht nach Süden und Westen aus einer eingeschossigen Bauweise!! 

Beschlussvorschlag zu 63.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Um die Höhenentwicklung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu 
steuern, wird die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse auf zwei plus 
Staffelgeschoss begrenzt. Durch die Festsetzung soll der Charakter der 
bestehenden Baustrukturen der umliegenden Wohnbebauung am Stadt-
rand auch im Hinblick auf die geplanten Gebäude gewahrt werden. Im 
Umfeld des Bebauungsplanes ist im Bestand eine Mischung aus Einfa-
milienhäusern, Doppelhaushälften und kleineren Mehrfamilienhäusern 
sowie vereinzelnd Geschosswohnungsbau vorhanden (siehe Kapitel F 
6.1).  

Die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen plus Staffelgeschoss 
innerhalb des Plangebietes gewährleistet einen städtebaulich geordne-
ten Übergang zwischen den bestehenden und geplanten dreigeschossi-
gen Gebäuden östlich des Plangebietes, den bestehenden zwei- bis drei-
geschossigen Geschosswohnungsbauten nördlich des Plangebietes so-
wie den bestehenden eingeschossigen Gebäuden westlich und südlich 
des Plangebietes. Durch die erforderlichen Rücksprünge von Staffelge-
schossen ist ein zweigeschossiges Gebäude plus Staffelgeschoss im 
Hinblick auf die städtebauliche Wirkung nicht mit einem dreigeschossi-
gen Gebäude gleichzusetzen. Die Ermöglichung von zwei Vollgeschos-
sen plus Staffelgeschoss entspricht dem städtebaulichen Willen der 
Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit und ist als städtebau-
lich verträglich zu bewerten.  

Konkrete Höhenfestsetzungen erfolgen für das Plangebiet nicht und sind 
aus städtebaulicher Sicht auch nicht erforderlich.  

Durch die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare 
städtebauliche Dichte und der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Staf-
felgeschossen soll dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden Rechnung getragen werden. 
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63.4 Ergänzend sei erwähnt, dass das geplante Baufeld lediglich 3,0 m von der 
Grundstücksgrenze liegt. 

Deshalb ist es zwingend erforderlich eine maximal zulässige Gebäudehöhe fest-
zuschreiben. Auch sollte das Erdgeschoss nicht erst in 1,40 m beginnen, son-
dern ebenerdig, und zwar zum bestehenden Gelände. 

Beschlussvorschlag zu 63.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die ausreichende Belichtung, Belüftung und Besonnung von Nachbar-
grundstücken wird grundsätzlich durch die Einhaltung der bauordnungs-
rechtlichen Abstandsflächenregelung sowie durch die im Bebauungsplan 
festgesetzte Bauweise, nach der die Gebäude mit seitlichem Grenzab-
stand zu errichten sind, sichergestellt. Das Maß des seitlichen Grenzab-
standes ergibt sich aus den Regelungen zu Abstandsflächen aus der 
Hessischen Bauordnung (HBO). 

Um die Höhenentwicklung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu 
steuern, wird die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse auf zwei be-
grenzt. Konkrete Höhenfestsetzungen erfolgen für das Plangebiet nicht 
und sind aus städtebaulicher Sicht auch nicht erforderlich.  

  

63.5 Vorschüttungen, die das Gelände erhöhen, sollten nicht erlaubt sein. Dies ist 
zwingend vorzusehen, da insbesondere aufgrund des zum Teil nicht unerhebli-
chen Arsenanteiles im Boden die Abfuhr des Aushubes ein höherer Kostenfak-
tor werden kann. Diese Randbedingungen sollten im Bebauungsplan festge-
schrieben werden. 

Beschlussvorschlag zu 63.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die finanziellen Auswirkungen zur Abfuhr des Bodenaushubes bedingen 
kein Festsetzungserfordernis zur Regelung von Aufschüttungen.  

  

63.6 Eine Bauhöhe von 6,50 m wäre angemessen. Dies ist übrigens in der Amiwiese 
zum Teil auch festgeschrieben. 

Beschlussvorschlag zu 63.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Um die Höhenentwicklung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu 
steuern, wird die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse auf zwei plus 
Staffelgeschoss begrenzt. Durch die Festsetzung soll der Charakter der 
bestehenden Baustrukturen der umliegenden Wohnbebauung am Stadt-
rand auch im Hinblick auf die geplanten Gebäude gewahrt werden. Im 
Umfeld des Bebauungsplanes ist im Bestand eine Mischung aus Einfa-
milienhäusern, Doppelhaushälften und kleineren Mehrfamilienhäusern 
sowie vereinzelnd Geschosswohnungsbau vorhanden (siehe Kapitel F 
6.1).  

Die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen plus Staffelgeschoss 
innerhalb des Plangebietes gewährleistet einen städtebaulich 
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geordneten Übergang zwischen den bestehenden und geplanten dreige-
schossigen Gebäuden östlich des Plangebietes, den bestehenden zwei- 
bis dreigeschossigen Geschosswohnungsbauten nördlich des Plange-
bietes sowie den bestehenden eingeschossigen Gebäuden westlich und 
südlich des Plangebietes. Durch die erforderlichen Rücksprünge von 
Staffelgeschossen ist ein zweigeschossiges Gebäude plus Staffelge-
schoss im Hinblick auf die städtebauliche Wirkung nicht mit einem drei-
geschossigen Gebäude gleichzusetzen. Die Ermöglichung von zwei Voll-
geschossen plus Staffelgeschoss entspricht dem städtebaulichen Willen 
der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit und ist als städte-
baulich verträglich zu bewerten. 

Konkrete Höhenfestsetzungen erfolgen für das Plangebiet nicht und sind 
aus städtebaulicher Sicht auch nicht erforderlich.  

Durch die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung und der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit von Staffelgeschossen erreichbare 
städtebauliche Dichte soll dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden Rechnung getragen werden. 

63.7 Sollte dies nicht vorhanden sein, werden Doppelhäuser gebaut, sei es durch 2 
WE horizontal oder vertikal getrennt. Dies, so war mein Verständnis, wollte die 
Stadt nicht und gilt es zu vermeiden. 

Beschlussvorschlag zu 63.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

In dem Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ sind gemäß § 22 
BauNVO innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) nur Einzelhäu-
ser zulässig. Doppelhäuser sind nicht zulässig.  

Die Festsetzung von Einzelhäusern bedingt zunächst keine Beschrän-
kung der Anzahl der Wohneinheiten. Um eine verträgliche städtebauliche 
Dichte des Plangebietes zu sichern, erfolgt in den Allgemeinen Wohnge-
bieten (WA) die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf zwei pro 
Wohngebäude. Dadurch können entweder eine große und eine kleine 
Wohnung pro Wohngebäude oder zwei gleichgroße Wohnungen pro 
Wohngebäude errichtet werden. Dies entspricht dem städtebaulichen 
Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 

  

63.8 Zusätzlich stellt sich die Frage der Stellplätze. In den Plänen sind immer nur 2 
Stellplätze dargestellt. Bei 2 WE müssten gemäß der Vilbeler Satzung 4 Stell-
plätze geplant und genehmigt werden. 

Ich gehe einmal davon aus, dass darin auch zu sehen ist, dass die Stadt nach 
wie vor an dem Ziel Einfamilienhäuser zu bauen, festhält. 

Beschlussvorschlag zu 63.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Begründung: 

Innerhalb des Bebauungsplans werden keine Flächen für Stellplätze 
festgesetzt. Die Errichtung oberirdischer Stellplätze, Carports und Gara-
gen ist innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA) in den überbauba-
ren und in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

Im Hinblick auf die Zahl der Stellplätze gilt die Stellplatz- und Ablösesat-
zung der Stadt Bad Vilbel in der jeweils gültigen Fassung. 

Der Lageplan zur vorgesehenen Wohnbebauung innerhalb des Plange-
bietes (Kapitel F 7.1, Abbildung 12) stellt die angestrebte Bebauung als 
Grundlage für den Bebauungsplan dar und besitzt keine rechtliche Bin-
dungswirkung. 

Die Festsetzung von Einzelhäusern bedingt zunächst keine Beschrän-
kung der Anzahl der Wohneinheiten. Um eine verträgliche städtebauliche 
Dichte des Plangebietes zu sichern, erfolgt in den Allgemeinen Wohnge-
bieten (WA) die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf zwei pro 
Wohngebäude. Dadurch können entweder eine große und eine kleine 
Wohnung pro Wohngebäude oder zwei gleichgroße Wohnungen pro 
Wohngebäude errichtet werden. Dies entspricht dem städtebaulichen 
Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 

63.9 Kapitel B-3.2. 

Sie schreiben, dass die Baugrenzen durch Terrassen und Terrassenüberdach-
ungen überschritten werden können. Ich gehe davon aus, dass trotzdem der 
Mindestabstand zur Grundstücksgrenze von 3, 00 m einzuhalten ist. 

Das Gleiche gilt für den Punkt Kapitel B-5 für Stellplätze, Carports und Garagen? 

Beschlussvorschlag zu 63.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Überschreitung der Baugrenzen durch Terrassen und Terrassen-
überdeckungen resultiert aus den Belangen einer architektonischen Ge-
staltungsfreiheit für die geplanten Gebäude in Kombination mit der Fest-
legung kleinteiliger überbaubarer Grundstücksflächen für die einzelnen 
Baugrundstücke. Die Regelungen zur maximalen Tiefe der Überschrei-
tung sowie der Begrenzung der Fläche sichern ein geordnetes und städ-
tebaulich verträgliches Maß in der Grundstücksgestaltung. Durch das 
Zulassen einer Überschreitung von Terrassenanteilen außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen werden keine nachteiligen Auswir-
kungen auf Nachbargrundstücke bezogen auf die Belichtung, die Belüf-
tung oder den Brandschutz ausgelöst.  

Die Zulässigkeit von Stellplätzen, Carports und oberirdischen Garagen 
in den überbaubaren und den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
soll eine hohe Flexibilität im Hinblick auf die Gestaltung der 
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Grundstücksflächen gewährleisten. Bei dem vorliegenden Bebauungs-
plan handelt es sich um einen Angebotsbebauungsplan und nicht um ei-
nen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 

Das Maß des seitlichen Grenzabstandes von untergeordneten Gebäu-
den, Terrassen, Terrassenüberdachungen, Stellplätzen, Carports und 
Garagen sowie von Solaranlagen und Wärmepumpen ergibt sich aus 
den Regelungen zu Abstandsflächen aus der Hessischen Bauordnung 
(HBO). § 6 Abs. 10 HBO regelt, welche baulichen und anderen Anlagen 
und Einrichtungen ohne Einhaltung der Abstandsfläche unmittelbar an 
oder mit einem Mindestabstand von 1 m zu den Nachbargrenzen je Bau-
grundstück zulässig sind. 

Neben den planungsrechtlichen Festsetzungen zur zulässigen Über-
schreitung der Baugrenzen regelt sich die Zulässigkeit von Terrassen in 
den Abstandsflächen eines Gebäudes nach den Regelungen des § 6 
HBO. 

63.10 Kapitel B-6.1 

Die Anmerkungen wurden oben schon ausreichend geschrieben. 

Beschlussvorschlag zu 63.10: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge 63.2 bis 63.9. 

  

63.11 Kapitel B-8.1. 

Sie schreiben vor, dass nur Flachdächer zu bauen sind (auch C-2). Das wesent-
liche Erscheinungsbild der Siedlung sind Satteldächer. Auch die sehr sinnvolle 
Aufstellung von PV-Anlagen wäre wesentlich einfacher und effektiver. Sicher, 
die Ökopunkte würden fehlen. Trotzdem sollte es möglich sein auch Satteldä-
cher zu bauen. 

Beschlussvorschlag zu 63.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Festsetzung von Flachdächern innerhalb der Allgemeinen Wohnge-
biete (WA) dient der Herstellung von extensiver Dachbegrünung und er-
folgt aus Gründen des Klimaschutzes sowie zur Verringerung des Ober-
flächenabflusses des Regenwassers. Durch die Dachbegrünung wird ne-
ben dem unmittelbaren Effekt der Temperaturverminderung und Erhö-
hung der Luftfeuchte zur Verbesserung des Kleinklimas („Verdunstungs-
kälte“) auch eine Verminderung der Aufheizung von Gebäuden (und da-
mit des Wärmeinseleffekts) erreicht. 

Das Aufstellen von Photovoltaik- oder Solaranlagen ist auf Flachdächern 
in Kombination mit der vorgesehenen Dachbegrünung problemlos mög-
lich. 
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63.12 Kapitel B-8.5. 

Da das komplette Gelände zu Beginn des Jahres 2024 von allem Strauch, Klein-
gehölz und Bäumen mit Umfang 30 cm bereinigt wurde, entfällt wohl dieser Ab-
satz oder es bezieht sich auf das Fällen der letzten Bäume. Zurzeit stehen le-
diglich noch die Großbäume, Rosskastanie 5 St., Walnuss 3 St., Nadelbäume 5 
St., Kirsche 3 und 1 Quitte. Auch sind die beiden Häuser sowie der Schuppen 
abgerissen und beseitigt. 

Ich frage mich, gibt es schon eine Bestandsaufnahme und wenn ja wann wurde 
diese gemacht? 

Beschlussvorschlag zu 63.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Bestandsaufnahme der Biotoptypen sowie des Artenschutzes er-
folgte im Jahr 2024, die Vermessung der Baumbestände ist Ende 2020 
erfolgt. 

  

63.13 Die Umsetzung der geforderten Maßnahmen nach dem Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag ist zwar löblich, erscheint mir aber unrealistisch. Darin heißt es z.B. 
unter Punkt M7 und M9: 

Vor der Rodung müssen Nistkästen Specht oder Naturhöhlen durch geeignete 
Nistkästen in der näheren Umgebung aufgehängt werden. Ich frage, wann und 
wo und wer kontrolliert dieses. Denn wie der Fachbeitrag formuliert: „Bemer-
kenswert ist vor allem die ausgesprochen hohe Siedlungsdichte von 18 Brutre-
vieren auf einer Fläche von 0,36 ha“ (Seite 18 2. Absatz). 

Fakt wird sein, dies wird komplett verloren gehen, wenn es tatsächlich zu dem 
vorgesehenen Kahlschlag mit dem Fällen aller Bäume kommt. 

Beschlussvorschlag zu 63.13: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Zur Sicherung der fachgerechten Umsetzung der Artenschutzmaßnah-
men wird zusätzlich eine ökologische Baubegleitung festgesetzt. 

 X 

63.14 Dabei ist noch zu bemerken, dass die Begutachtung des Fachdienstes nach der 
Rodung aller Gehölze gemacht wurde. Ebenso wurde insbesondere der Schup-
pen nicht untersucht. Dies lässt den Schluss zu, dass durchaus noch mehr Brut-
reviere vorhanden waren. 

Beschlussvorschlag zu 63.14: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei der Ermittlung von Brutvögeln wird das Brutverhalten der einzelnen 
Arten beobachtet, Dabei muss nicht jeder einzelne Schuppen separat 
untersucht werden. 

  

63.15 Nach der Beschreibung sind folgende Maßnahmen vorzusehen: 

1. Die nutzbaren, heißt vorhandenen 6 Nistkästen sind in der näheren Umge-
bung aufzuhängen, und dies vor der Rodung soll heißen vor dem fällen? 

2. An den neuen Gebäuden und Bäumen sind 3 Spaltenquartiere und 4 Hö-
henquartiere anzubringen 

3. Darüber hinaus sollen 10 Nistkästen unterschiedlichster Art an den Neu-
bauten und Bäumen angebracht werden. 

Beschlussvorschlag zu 63.15: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Zur Sicherung der fachgerechten Umsetzung der Artenschutzmaßnah-
men wird zusätzlich eine ökologische Baubegleitung festgesetzt. 

 X 
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Ich frage mich, wer bestimmt, an welches Haus und an welchen Baum dies ge-
schehen soll. Wir haben es mit mindestens 6 Eigentümern zu tun. 

63.16 Kapitel B-8.6. 

Bei der Ausnutzung der GRZ = 0,3 für die Fläche von ca. 3.246 m² entspricht 
dies 3.246 – 974 = 2.272 m². Berücksichtigt man noch die mögliche Fläche der 
GRZ II +50% verbleiben 2.272 – 974/2 = 1.785 m² nicht befestigte Fläche. Je 
100 m2 ist ein großkroniger Baum und ein Strauch 80 bis 100 cm anzupflanzen, 
in Summe sollten dies je 17 Stück sein. Frage: Wird dies dann je Grundstück 
betrachtet. [sic]  

Beschlussvorschlag zu 63.16: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Festsetzung B.6 bezieht sich auf die jeweiligen zukünftigen Bau-
grundstücke. Bei einem 500 m² großen Grundstück verbleiben z.B. bei 
vollständiger Ausnutzung der zulässigen Grundfläche (GRZ 0,45) 275 m² 
nicht überbaubarer Fläche. Davon sind dann 80% (220 m²) mit Bäumen 
und Sträuchern zu bepflanzen, wobei mindestens 2 großkronige Laub-
bäume (Stammumfang 30 bis 35 cm, Kronenansatz mindestens 2,5 m, 
Gesamthöhe 400 bis 500 cm, Kronenbreite 200 bis 300 cm) zu pflanzen 
sind. Die übrigen 55 m² können als Grünfläche angelegt werden. Hier-
durch wird sichergestellt, dass zukünftig die Hausgärten im Plangebiet 
einen sehr hohen Begrünungsanteil haben. 

  

63.17 Grundsätzlich sollen 80% der Fläche mit Baum- und Strauchpflanzen versehen 
sein. Im Umkehrschluss heißt dies, die tatsächliche Grünfläche beträgt lediglich 
20%? Wer Kontrolliert dies? 

Beschlussvorschlag zu 63.17: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 63.16. 

Grundsätzlich sind alle grünordnerischen Festsetzungen in den Freiflä-
chenplänen der Bauanträge zu berücksichtigen. Die Kontrolle der Um-
setzung der Festsetzungen obliegt der zuständigen Bauaufsichtsbe-
hörde. 

  

63.18 Kapitel E-3 ff 

Der angetroffene Arsenanteil im Boden hat Teil einen bis zu 2-fach höheren 
Wert als Wohngebieten vorgeschrieben. Reicht es da nur eine Empfehlung aus-
zusprechen? 

Beschlussvorschlag zu 63.18: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Fachbüro KAT Umweltberatung GmbH, Flörsheim am Main, eine Bau-
grund- und umwelttechnische Untersuchung erstellt worden. Aus dem 
Gutachten geht hervor, dass es sich bei der Überschreitung der Prüf-
werte von Arsengehalten für Wohngebiete um keine schädliche Boden-
verunreinigung im Sinne der BBodSchV handelt, da es sich um eine ge-
ogen bedingte Überschreitung handelt. 
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63.19 Kapitel F-1 

Die Aufgabenstellung sollte doch wohl eher sein, dass das Grundstück aus städ-
tebaulicher Sicht mit einer Bebauung versehen wird, die sich harmonisch und 
der exponierten Lage würdigend in die umliegende Bebauung einfügt. Die im-
mer wieder geforderte Nachverdichtung wird doch schon alleine durch den Bau 
der Blockbebauung an der Alten Frankfurter Str. erreicht. Im ersten Satz des 
zweiten Absatzes ist die Rede von Ökologie und sozialem Gefüge. 

Es wäre schön, wenn dies auch im Bebauungsplan entsprechend gewürdigt 
würde. Jede Art der Bebauung ist eine wesentliche Verschlechterung zum jetzi-
gen Zustand. 

Beschlussvorschlag zu 63.19: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das bislang gering bebaute Plangebiet soll durch die Aufstellung des Be-
bauungsplans eine effizientere Ausnutzung erfahren, wodurch den 
Grundsätzen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung Rechnung getragen wird. Durch 
das Bauen in einem gewachsenen Quartier kann für die äußere Erschlie-
ßung des Plangebietes die bereits vorhandene städtebauliche Infrastruk-
tur genutzt werden. Dadurch erfolgt ein flächen- und ressourcensparen-
des Bauen. 

Durch die Festsetzungen der maximal zulässigen Grundflächenzahl (0,3) 
und Geschossflächenzahl (0,6), die unterhalb der Orientierungswerte zur 
Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung für Allgemeine Wohnge-
biete gemäß § 17 BauNVO liegen, sowie der Begrenzung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse auf 2, wird eine städtebaulich und sozial verträg-
liche Nachverdichtung des Plangebietes, auch unter Berücksichtigung 
der umliegenden bestehenden und geplanten Bebauung, gewährleistet. 

Das Bauvorhaben östlich des Plangebietes ist nicht Gegenstand des vor-
liegenden Bebauungsplanverfahrens. 

Die ökologischen Belange sind im Bebauungsplan über die grünordneri-
schen Festsetzungen zur Dachbegrünung, Anpflanzung von Bäumen 
und Sträuchern und der Gestaltung von Grundstücksfreiflächen sowie 
Festsetzungen zum Artenschutz, wasserdurchlässigen Flächenbefesti-
gungen und zur Verwertung von Niederschlagswasser ausreichend be-
rücksichtigt. 

  

63.20 Kapitel F-3.1.1. 

In diesem Kapitel wird die städtebauliche Dichte diskutiert und für das Plange-
biet ermittelt. Es soll damit gerechtfertigt werden, dass eine Bebauung mit 2 WE 
je Grundstück möglich ist. 

Die Berechnung wird auf der Grundlage eines willkürlich festgelegten Bereiches 
des Heilsbergs vorgenommen. Die Behauptung, dass für das gewählte Gebiet 
die Dichte bei 2,1 WE je Grundstück beträgt, ist nicht belegt. Es sei an dieser 
Stelle angemerkt, dass alleine die Einbeziehung des Wohnblockes Alte Frank-
furter Str. 96/98 den Wert im hohen Maße beeinflusst. Das dieser Block aber 

Beschlussvorschlag zu 63.20: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

In Kapitel F 3.1.1 geht es inhaltlich um den städtebaulichen Dichtewert, 
zu dem regionalplanerische Vorgaben bestehen. In dem Kapitel wird dar-
gelegt, dass die regionalplanerischen Dichtevorgaben durch das vorlie-
gende Plangebiet unterschritten werden. Um im Zuge der Planung im 
gesamten Betrachtungsgebiet den unteren regionalplanerischen Dichte-
wert von 25 WE/ha zu erreichen, müssten im Plangebiet an Stelle von 
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wenig oder gar nichts mit dem Charakter des Wohngebietes Heilsberg zu tun 
hat, wird übersehen und nicht gewürdigt. 

So werden nunmehr die „Bausünden der 70iger“ benutzt um eine möglichst 
große Verdichtung zu rechtfertigen. Dies ist nicht zu akzeptieren. 

Auch der Ansatz, den Einfluss eines 0,3 ha großen Gebietes bei dem gewählten 
7,7 ha großen Wohngebiet als Rechengröße herauszuziehen, ist eher Augen-
wischerei. Wenn schon eine Berechnung erstellt werden soll, dann sollte der 
vergleichbare Wert der Dichte berücksichtigt werden. Dieser ist mit Hinblick auf 
die Ami-Siedlung und auch die Ami-Wiese wohl eher bei 1 WE je Grundstück 
als 2 zu sehen. 

Zudem wäre ein naheliegender Ansatz die Dichte des Plangebietes so zu wäh-
len wie die Umgebung es vorgibt. Also die 7,67 ha haben in Summe 136,5 WE. 
Dies ergibt 136,5/7,67 = 17,8 (Lt. Entwurf 17,6) WE/ha. 

Umgerechnet auf das Plangebiet mit 0,32 ha ergibt sich folgerichtig ein Wert von 
17,8*0,32 = 5,7 also 6 WE. 

Würde man den richtigen Ansatz des gesamten südlichen Heilsberges anset-
zen, insbesondere auch die Ami-Siedlung und die Ami-Wiese wäre der Wert 
sicherlich noch einmal wesentlich niedriger. 

Dies würde auch der Bebauung insbesondere der Feldrandlage und dem Cha-
rakter der Siedlung entsprechen. 

Dabei frage ich mich, was die Kriterien bei der Planung der Ami-Wiese waren. 
Für das Plangebiet sollten doch ähnliche Kriterien gelten. 

maximal 12 insgesamt 57 Wohneinheiten entstehen. Eine solche Dichte 
bzw. Höhe der baulichen Anlagen würde der Eigenart der angrenzenden 
Bebauung widersprechen und ist in der gegebenen Ortslage städtebau-
lich nicht erwünscht. Die Unterschreitung der regionalplanerischen Dich-
tewerte ist somit durch die Eigenart des Ortsteils begründet.  

Die Rechtfertigung einer möglichst hohen Verdichtung des Plangebietes 
erfolgt unter Bezugnahme auf die regionalplanerischen Dichtevorgaben 
nicht. Vielmehr erfolgt die Schlussfolgerung, dass eine höhere städte-
bauliche Dichte als vorgesehen städtebaulich nicht verträglich ist. 

63.21 Kapitel F-3.2. 

In diesem Absatz ist die Rede von der Erhaltung der Durchgrünung. Ich frage 
mich, wie man bei dem vorliegenden Planentwurf es schaffen will, die vorhan-
dene Durchgrünung aufrecht zu erhalten!!!! 

Insbesondere sei angemerkt, dass die Blockbebauung direkt an der Alten Frank-
furter Str. bei der Betrachtung auch dazugehört. 

Beschlussvorschlag zu 63.21: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Aussagen des alten Landschaftsplans von 2001 sind vor dem Hin-
tergrund der inzwischen eingetretenen städtebaulichen Entwicklung 
(Stichwort: Nachverdichtung) nicht mehr aktuell. 

Die Mindestbegrünung des Plangebietes wird über die grünordnerischen 
Festsetzungen zur Dachbegrünung, Anpflanzung von Bäumen und 
Sträuchern sowie der Gestaltung von Grundstücksfreiflächen in ausrei-
chendem Maße gewährleistet. 
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63.22 Kapitel F-5 

In dem benachbarten Gebiet sind untere Werte von GRZ von 0,2 und GFZ von 
0,4 festgesetzt, warum nicht auch für das Plangebiet. 

Beschlussvorschlag zu 63.22: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Der nördlich an das Plangebiet angrenzende Bebauungsplan „Alte 
Frankfurter Straße Teilstück“ setzt eine Grundflächenzahl von 0,4 und 
eine maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse von zwei bis drei fest. 
Für den Bebauungsplan „Carl-Schurz-Siedlung“ nordwestlich des Plan-
gebietes ist eine Grundflächenzahl von 0,2 bis 0,3 und eine Geschoss-
flächenzahl von 0,4 bis 0,6 festgesetzt. Die Grundflächenzahl von 0,3, 
die Geschossflächenzahl von 0,6 sowie die maximale Zahl der zulässi-
gen Vollgeschosse von zwei orientieren sich dementsprechend an den 
Kennziffern der umgebenden Bebauungspläne. 

  

63.23 Kapitel F-6 

Bei der Darstellung der städtebaulichen Situation ist die Fotodokumentation ir-
reführend. Es wird suggeriert, dass eine überwiegend mehrgeschossige oder 
Blockbebauung vorliegt. 

Tatsächlich befinden sich in Richtung Feldrand ausschließlich eine einstöckige 
Einfamilienhausbebauung. Dies muss auch im Bebauungsplan gewürdigt wer-
den. 

Beschlussvorschlag zu 63.23: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die Fotodokumentation in Kapitel F 6 ist nicht irreführend, sondern ent-
spricht der unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Bebauung. 

  

63.24 Kapitel F-7.1 

Es wäre schön, die Beschreibung auch in dem Entwurf wieder zu finden. 

Beschlussvorschlag zu 63.24: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das städtebauliche Konzept stellt die Grundlage für den Bebauungsplan 
dar. Der Einwender geht nicht darauf ein, welche inhaltlichen Punkte ge-
meint sind. 

  

63.25 Kapitel F-7.2 

Es ist schon irritierend, wenn im Pkt. 7.1 von Rückzugsmöglichkeiten und park-
ähnlichem Charakter die Rede ist und im Pkt. 7.2 lapidar die Ansage gemacht 
wird, dass keine Einzelbäume erhalten werden können. 

Es sei noch einmal daran erinnert, dass das Grundstück, wahrscheinlich einzig-
artig in der Gemeinde Bad Vilbel ist. Neben Obst- und Nadelbäumen und 3 Wal-
nussbäumen befindet sich ein Ensemble von noch 5, einer wurde leider schon 
gefällt, großen und ca. 100 Jahre alten Rosskastanienbäumen auf dem 

Beschlussvorschlag zu 63.25: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Aussagen des alten Landschaftsplans von 2001 sind vor dem Hin-
tergrund der inzwischen eingetretenen städtebaulichen Entwicklung 
(Stichwort: Nachverdichtung) nicht mehr aktuell. 
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Plangebiet. Welche Funktionen diese Bäume haben, kann gar nicht hoch genug 
bewertet werden. Ungeachtet von dem hohen Einfluss auf den viel zitierten CO2 
Abdruck, haben die Bäume auf das Mikroklima einen enormen Einfluss. 

Die Mindestbegrünung des Plangebietes wird über die grünordnerischen 
Festsetzungen zur Dachbegrünung, Anpflanzung von Bäumen und 
Sträuchern sowie der Gestaltung von Grundstücksfreiflächen in ausrei-
chendem Maße gewährleistet. Der Ausdruck eines „parkähnlichen Cha-
rakters“ ist in der Begründung des Bebauungsplans nicht enthalten. 

63.26 Ebenso sei der damit einhergehende Lärmschutz und die soziale Komponente, 
Sichtschutz erwähnt. Die hohen Wände der Blockbebauung alt und neu sind wie 
Reflektoren für den vorwiegend aus Westen kommenden Verkehrslärm der A66 
und der B3a. 

Wenn man weiß, dass ein Baum 40 bis 50 cm im Jahr wächst, so kann man sich 
ausrechnen, dass es mindestens 40 bis 50 Jahre dauern wird, einen adäquaten 
Ersatz zu erhalten. Ein mahnendes Beispiel war der Bau der Blockbebauung 
Alte Frankfurter Str. 96/98. Auch hier konnte die Lärmsituation erst nach Heran-
wachsen der Bäume normalisiert werden. 

Beschlussvorschlag zu 63.26: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Lärmminderung einzelner Pflanzen sowie schmaler, ein- oder zwei-
reihigen Baumreihen ist aufgrund ihrer geringen Masse nur sehr gering. 

Mit dem Verweis auf den Lärmviewer Hessen können im vorliegenden 
Fall die Verkehrslärmimmissionen durch den Straßenverkehr mit hinrei-
chender Genauigkeit abgeschätzt werden, ohne dass hier das Erforder-
nis für ein separates schalltechnisches Gutachten gesehen wird. I.d.R. 
kann davon ausgegangen werden, dass es sich bei diesen Angaben auf 
Grund der berücksichtigten Verkehrsmengen und Lkw-Anteile um eine 
Worst-Case-Betrachtung handelt. 

Während der im Lärmviewer aufgezeigte LDEN einen nach EU-Recht ge-
mittelter Pegel über 24 h darstellt, kann der weiter aufgeführte Pegel 
LNight weitgehend mit dem Beurteilungspegel Lr,nachts im Sinne der 
16. BImSchV und somit der deutschen Normung verglichen werden. Des 
Weiteren kann bei der typischen Verkehrsverteilung zwischen Tages- 
und dem Nachtzeitraum davon ausgegangen werden, dass Beurtei-
lungspegel Lr,tags um ca. 8 – 9 dB(A) oberhalb des Beurteilungspegel in 
der Nachtzeit liegt. 

Nach dem Lärmviewer Hessen (Reiter Kartierungsgrundlagen – Straßen 
Plus) beträgt die Durchschnittliche Tägliche Verkehrsstärke (DTV) auf 
der nächstgelegenen Alte Frankfurter Straße DTV = 4.903 Kfz/24h; auf 
der südlich des Plangebietes von der Alte Frankfurter Straße nach Wes-
ten abzweigenden Stichstraße wird das Verkehrsaufkommen fälschli-
cherweise mit DTV = 13.908 Kfz/24h angegeben, wobei hier kein rele-
vantes Verkehrsaufkommen auftritt (siehe nachfolgende Abbildung).  

 X 
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Nach einer Korrektur dieser fehlerhaften Angabe kann die Verkehrslärm-
belastung des Plangebietes mit ca. 45 – 49 dB(A) nachts und ca. 54 – 
58 dB(A) tagsüber abgeschätzt werden, womit zwar die Orientierungs-
werte nach der DIN 18005, Beiblatt 1, um ca. 5 dB(A), nicht jedoch die 
abwägungsrelevanten Grenzwerte nach der 16. BImSchV überschritten 
werden. Innerhalb des Plangebietes werden 6 Wohngebäude mit insge-
samt maximal 12 Wohneinheiten planungsrechtlich ermöglicht. Aufgrund 
der geringen Anzahl neuer Wohneinheiten, kommt es zu keiner 
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relevanten Erhöhung des Verkehrsaufkommens im Bereich der öffentli-
chen Verkehrsfläche der Alten Frankfurter Straße. 

Im nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren sind auf der Grundlage 
der Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen 
(H-VV TB) zur Erfüllung der Mindestanforderungen bezüglich des Schall-
schutzes auch ohne gesonderte Festsetzungen die aus Abschnitt A 5.2 
der MVV TB und somit die DIN 4109-1:2018-01 zu beachten. Nach An-
lage A 5.2/2 ist der schalltechnische Nachweis nach DIN 4109-2:2018-
01 in Ver-bindung mit DIN 4109-31:2016-07, DIN 4109-32:2016-07, DIN 
4109-33:2016-07, DIN 4109-34:2016-07, DIN 4109-35:2016-07 und DIN 
4109-36:2016-07 zu führen. 

Unter Berücksichtigung der im Wohnungsbau inzwischen standardmäßig 
eingesetzten Außenbauteile sind bei der o. a. Verkehrslärmbelastung i. 
d. R. keine gesonderten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
zu erwarten.  

Gesonderte Bestimmungen zu zusätzlichen schallgedämmtem Belüf-
tungseinrichtungen von Schlafräumen, die eine zusätzliche Belüftungs-
möglichkeit ermöglichen, auch ohne das Fenster zu öffnen, sehen die 
bautechnischen Bestimmungen nicht vor. Als Empfehlung wird zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen der bereits bestehende 
Hinweis im Textteil des Bebauungsplans wie folgt angepasst: 

„12 Passive Schallschutzmaßnahmen 

Für Gebäude innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
werden für Schlafräume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Einzimmerap-
partements) zusätzliche schallgedämmte Belüftungseinrichtungen 
empfohlen, die eine Belüftung ermöglichen, auch ohne das Fenster zu 
öffnen (wie z. B. ein in den Fensterrahmen oder die Außenwand inte-
grierter Schalldämmlüfter). Bei der Berechnung des resultierenden 
Schalldämm-Maßes der Außenbauteile ist die Schalldämmung der 
Belüftungseinrichtungen im Betriebszustand zu berücksichtigen. Auf 
diese zusätzlichen Belüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, 
wenn das Gebäude im Passivhausstandard errichtet wird und ein aus-
reichender Luftwechsel bei geschlossenen Fenstern gewährleistet 
ist.“ 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird um ein Kapitel zum Schall-
schutz ergänzt. 
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Für Bebauungspläne besteht in der einschlägigen Rechtsprechung Ei-
nigkeit, dass dem Schutz der Privatsphäre genüge getan ist, wenn die 
gesetzlichen Abstandsflächen eingehalten werden. Das öffentliche Bau-
recht begründet insbesondere auch keinen Anspruch darauf, auf den 
Freiflächen des eigenen Grundstücks vor fremden Blicken geschützt zu 
sein. Sollte der Einwender einen Sichtschutz für erforderlich erachten, 
muss er selbst für den gewünschten Sichtschutz sorgen. 

63.27 Obwohl in den öffentlichen Sitzungen angedeutet wurde, man werde prüfen, ob 
einzelne Bäume erhalten werden können, wird nunmehr die Festlegung getrof-
fen, alle Bäume werden gefällt. 

Man hat sich scheinbar noch nicht einmal die Mühe gemacht, die tatsächlichen 
Standorte der Bäume aufzunehmen. Dies wurde auch in den letzten öffentlichen 
Anhörungen deutlich, als das Thema der Erhaltung diskutiert wurde. Laut Aus-
sage der Fachplanung sind die Bäume „kerngesund und es ist wahrlich schade, 
dass es politischer Wille ist diese zu fällen“ Originalton bei der Ortsbeiratssit-
zung. 

Beschlussvorschlag zu 63.27: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Prüfung wurde durchgeführt mit dem Ergebnis, dass unter Berück-
sichtigung einer städtebaulich sinnvollen Bebauung und der Lage der 
Einzelbäume innerhalb der geplanten Baufenster bzw. direkt angrenzend 
an die Baufenster, auch unter Berücksichtigung der bestehenden Wur-
zelräume, keine Einzelbäume zur Erhaltung festgesetzt werden können. 

  

63.28 Welche Tragweite das Fällen der alten Bäume hat, sei nur an einigen Fakten 
dokumentiert. 

Ein 80 bis 100 Jahre alter Baum hat laut „Bundesministerium Umwelt und Na-
turschutz“ einen ökologischen Wert von 2.000 Neuanpflanzungen. Er übernimmt 
dabei nicht nur die Aufnahme von CO2, die Produktion von Sauerstoff, sondern 
er regelt auch in hohem Maße den Wasserhaushalt durch seine unzähligen Blät-
ter aber auch durch die Aufnahme in den Wurzeln. Ebenso ist er Nahrungsliefe-
rant für Insekten, darunter auch Bienen. Den Vögeln dient er als Nistmöglichkeit. 

Alleine der materielle Wert eines Baumes kann laut Veröffentlichungen mit 50 
bis 70 Tsd. € bewertet werden. (siehe weitere Erläuterungen in Anlage 2 [Anlage 
3]). 

In dem zurzeit einhergehenden Klimawandel haben die Bäume eine besondere 
Bedeutung. Der Klimawandel, da sind sich alle einig, wird die Herausforderung 
der Zukunft sein. Täglich erfahren wir über die negativen Auswirkungen in den 
Medien. Städte versuchen krampfhaft mit viel Geld mehr Grün in die Städte zu 
bekommen und wir nehmen uns nicht eine Minute Zeit um die Erhaltung dieses 
Kleinodes zu prüfen. 

Daher sollte alles, aber auch alles getan werden, um den alten Baumbestand zu 
erhalten. Die laut Bebauungsplan vorgesehene Pflanzung von 11 Bäumen ist 

Beschlussvorschlag zu 63.28: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Unter Berücksichtigung einer städtebaulich sinnvollen Bebauung und der 
Lage der Einzelbäume innerhalb der geplanten Baufenster bzw. direkt 
angrenzend an die Baufenster, können, auch unter Berücksichtigung der 
bestehenden Wurzelräume, keine Einzelbäume zur Erhaltung festge-
setzt werden. 
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zumindest keine Lösung. Es dauert Jahrzehnte bis, wenn überhaupt, nur annä-
hernd ein ökologischer Ausgleich geschaffen ist. 

 

63.29 Ich habe mir erlaubt, die Bebauung unter Berücksichtigung der 5 Rosskastanien 
und der 3 Walnussbäume zu betrachten. Die weiteren 4 Obstbäume und 5 Na-
delbäume, eine 14 m hohe Konifere, Stammumfang 2,30 m wurde leider bei den 
Abbrucharbeiten gefällt, könnten falls sie noch erhaltungswürdig wären, eben-
falls noch einbezogen werden. 

Laut der recherchierten Literatur sind Rosskastanien sowohl Pfahl- als auch 
Flachwurzler und werden 200 bis 300 Jahre alt. Das Wachstum beträgt ca. 40 
bis 50 cm im Jahr. Die Wurzeln erreichen Tiefen bis 8 m. die Flachwurzeln ge-
hen bis 1,50 m und erreichen eine Ausbreitung von 10 bis 15 m. Aufgrund der 
geringen Wasserdurchlässigkeit ist im Plangebiet damit zu rechnen, dass sich 
die Bäume überwiegend über ihre Pfahlwurzel im Grundwasser versorgen. 

Der Walnussbaum ist ein Pfahlwurzler. Er hat also so gut wie keine Flachwurzel, 
die sich in der Breite ausdehnen. 

Dies ist bei der Betrachtung der Abstände zu den Gebäuden zu berücksichtigen. 

Zwar nur mit Maßband, aber doch relativ genau, habe ich die Bäume im Plan-
gebiet einmal vermessen, (siehe dazu Anlage 3 [Anlage 4]). 

Beschlussvorschlag zu 63.29: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die in den Anlagen skizzierten Baumkronen entsprechen nicht der realen 
Situation. Tatsächlich überlappen sich die Kronen so stark, dass zwi-
schen den Bäumen keine Freiräume für eine Bebauung wie vorgeschla-
gen verbleiben. Unter Berücksichtigung einer städtebaulich sinnvollen 
Bebauung und der Lage der Einzelbäume innerhalb der geplanten Bau-
fenster bzw. direkt angrenzend an die Baufenster, können, auch unter 
Berücksichtigung der bestehenden Wurzelräume, keine Einzelbäume 
zur Erhaltung festgesetzt werden. Im Rahmen der Realisierung der Pla-
nung käme es allein schon durch Baugrubenaushub, Materialandienung 
sowie Maschinen- und Kraneinsatz zu solch erheblichen Eingriffen in die 
Wurzelräume und die Kronen der Rosskastanien, dass ihr Fortbestand 
höchst unwahrscheinlich wäre. 

  

63.30 Als Basis der Bebauung habe ich die Abbildung 12 des Entwurfes herangezo-
gen. Die Bäume sind mit den Bezeichnungen R1 bis R5 und W1 bis W3 verse-
hen. Wie ersichtlich, wäre es möglich die Bäume R4 und W2 bei der vorgese-
henen Bebauung durchaus zu erhalten. 

In Anlage 4 [Anlage 5], Variante 1, sind die Bäume mit einem Wurzelwerk von 
12 m rot markiert. Es zeigt sich, dass bei einer Änderung der Baufenster auf den 
Grundstücken 17/38 und 17/39, 4 von 5, R1, R3, R4 und R5, Rosskastanien 
erhalten werden können. Zudem wäre auch der Walnussbaum W2 ohne große 
Veränderung des Baufensters zu erhalten. 

Beschlussvorschlag zu 63.30: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 63.29. 

  

63.31 In der Anlage 3 [Anlage 4], Variante 2, wäre sogar die Möglichkeit gegeben, 2 
der 3 Walnussbäume zu erhalten. Dafür müssten allerdings die Grundstücke 
17/36 und 17/37 zu einem Grundstück zusammengefasst werden. Damit das 
Grundstück nicht all zu groß wird, könnte ein Teil dem Grundstück Alte Frank-
furter Str. 108 zugeschlagen werden. Eine Übernahme durch den Eigentümer 
wäre gegeben. 

Beschlussvorschlag zu 63.31: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 63.29. 
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63.32 Wie man sieht ist es durchaus möglich unter dem Aspekt der Erhaltung der 
Bäume das Plangebiet nachhaltig zu entwickeln. 

Unsere Kinder werden es uns danken. 

Einschränkend sei erwähnt, dass die Erfassung der exakten Lage noch durch 
eine genaue Einmessung erfolgen muss. Ebenso wäre die genaue und maß-
stäbliche Kartierung erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 63.32: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 63.29. 

  

63.33 Kapitel F-8.2 

Wenn eine 2-geschossige Bebauung mit Staffelgeschoss zugelassen wird, 
frage ich mich, wo ist da die Einbindung in die vorhandene Bebauung. Die un-
mittelbar benachbarte Bebauung sind 1-stöckige Einfamilienhäuser mit Traufen-
höhen [sic] von ca. 3,0 m und Firsthöhen von ca. 6,50 m. Die neue Bebauung 
darf dann bis zu 10,5 m hoch werden. Auch die vorhandene und neue Blockbe-
bauung weißt [sic] Höhen von ca. 10,5 m aus. Ich frage mich, wo ist da die er-
wähnte Höhenentwicklung? 

Beschlussvorschlag zu 63.33: 

Der Anregung wird nicht gefolgt  

Begründung: 

Um die Höhenentwicklung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu 
steuern, wird die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse auf zwei plus 
Staffelgeschoss begrenzt. Durch die Festsetzung soll der Charakter der 
bestehenden Baustrukturen der umliegenden Wohnbebauung am Stadt-
rand auch im Hinblick auf die geplanten Gebäude gewahrt werden. Im 
Umfeld des Bebauungsplanes ist im Bestand eine Mischung aus Einfa-
milienhäusern, Doppelhaushälften und kleineren Mehrfamilienhäusern 
sowie vereinzelnd Geschosswohnungsbau vorhanden (siehe Kapitel F 
6.1).  

Die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen plus Staffelgeschoss 
innerhalb des Plangebietes gewährleistet einen städtebaulich geordne-
ten Übergang zwischen den bestehenden und geplanten dreigeschossi-
gen Gebäuden östlich des Plangebietes, den bestehenden zwei- bis drei-
geschossigen Geschosswohnungsbauten nördlich des Plangebietes so-
wie den bestehenden eingeschossigen Gebäuden westlich und südlich 
des Plangebietes. Durch die erforderlichen Rücksprünge von Staffelge-
schossen ist ein zweigeschossiges Gebäude plus Staffelgeschoss im 
Hinblick auf die städtebauliche Wirkung nicht mit einem dreigeschossi-
gen Gebäude gleichzusetzen. Die Ermöglichung von zwei Vollgeschos-
sen plus Staffelgeschoss entspricht dem städtebaulichen Willen der 
Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit und ist als städtebau-
lich verträglich zu bewerten. 

Konkrete Höhenfestsetzungen erfolgen für das Plangebiet nicht und sind 
aus städtebaulicher Sicht auch nicht erforderlich.  

Durch die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung und der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit von Staffelgeschossen erreichbare 
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städtebauliche Dichte soll dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden Rechnung getragen werden. 

63.34 Kapitel F-8.3.2. 

Wie bereits erwähnt, muss beim Überschreiten der Baugrenzen der Abstand zur 
Grundstücksgrenze trotzdem gewahrt sein. 

Beschlussvorschlag zu 63.34: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Das Maß des seitlichen Grenzabstandes von untergeordneten Gebäu-
den, Terrassen, Terrassenüberdachungen, Stellplätzen, Carports und 
Garagen sowie von Solaranlagen und Wärmepumpen ergibt sich aus 
den Regelungen zu Abstandsflächen aus der Hessischen Bauordnung 
(HBO). § 6 Abs. 10 HBO regelt, welche baulichen und anderen Anlagen 
und Einrichtungen ohne Einhaltung der Abstandsfläche unmittelbar an 
oder mit einem Mindestabstand von 1 m zu den Nachbargrenzen je Bau-
grundstück zulässig sind. 

Neben den planungsrechtlichen Festsetzungen zur zulässigen Über-
schreitung der Baugrenzen regelt sich die Zulässigkeit von Terrassen in 
den Abstandsflächen eines Gebäudes nach den Regelungen des § 6 
HBO. 

  

63.35 Kapitel F-8.6. 

Hier gilt das Gleiche wie bei Pkt. 8.3.2. 

Beschlussvorschlag zu 63.35: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 63.34. 

Das Kapitel behandelt die Anzahl der Wohneinheiten. Der Einwender 
geht nicht darauf ein, welche inhaltlichen Punkte gemeint sind. 

  

63.36 Kapitel F-11 

Trotz der vorgeschlagenen Maßnahmen, bei denen es abzuwarten ist, ob sie 
auch so umgesetzt werden steht fest, dass nach der Abholzung aller Bäume erst 
einmal der Bau der Häuser ansteht. Als letztes werden die Bäume und Sträucher 
gepflanzt. Bis dann die Voraussetzungen zur Rückkehr der Tierwelt möglich ist, 
werden Jahre vergehen. Dabei ist durchaus zu bedenken, dass auch eine Reihe 
von streng geschützten ($$) Individuen enthalten sind. Siehe auch nachfolgende 
Tabellen aus dem Artenschutzrechtlichen Artenbeitrag. 

Beschlussvorschlag zu 63.36: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass großkronige Bäume auf den 
Baugrundstücken gepflanzt werden müssen, in welche die Nistkästen 
aufgehängt werden können. Vögel nutzen diese regelmäßig bereits nach 
nur kurzer Zeit. Gleiches gilt für die Fledermausquartiere in den neuen 
Gebäuden. 
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63.37 Kapitel F-13.2. 

Die Entwässerung des Plangebietes stellt durchaus eine besondere Herausfor-
derung dar, weil die Lage des Abwasserpunktes in der Alten Frankfurter Str. 
wesentlich höher liegt als die Abgänge in den einzelnen Häusern. Das Büro 
Hartwig aus Wiesbaden hat erarbeitet, dass es ein Trennsystem aufgrund der 
Kapazität der vorhandenen Abwasserleitung in der Frankfurter Str. geben muss. 

Beschlussvorschlag zu 63.37: 

Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ist durch das 
Ingenieurbüro Werner Hartwig GmbH, Wiesbaden, ein 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 70 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Ich frage mich, wäre es nicht auch eine Möglichkeit die 6 Häuser an die Abwas-
serleitung anzubinden, die den Parkfriedhof in das Vilbeler Netz eingespeist. 
Auch wenn die Strecke zum Übergabepunkt wohl etwas länger wäre, könnte der 
Abfluss mit natürlichem Gefälle erfolgen. 

Wäre doch einmal zu prüfen. Oder ist vielleicht schon geschehen? 

Entwässerungskonzept erstellt worden. Das Erfordernis zur Erschlie-
ßung des Plangebietes im Trennsystem, ergibt sich prinzipiell nicht aus 
der begrenzten Kapazität des Schmutzwasserkanals in der Alten Frank-
furter Straße, sondern in der Tatsache, dass Regenwasser wenn möglich 
nicht zur Kläranlage abgeleitet und dort gereinigt werden sollte. 

Bei dem Entwässerungskanal des Parkfriedhofes handelt es sich nicht 
um einen Entwässerungskanal der Stadt Bad Vilbel, sondern vermutlich 
um einen Kanal der Stadt Frankfurt. Die exakte Lage des Kanals ist der 
Stadt Bad Vilbel auch nicht bekannt und daher auch nicht im Kanalka-
taster der Stadt Bad Vilbel dargestellt. Ebenfalls liegen dem Ingenieur-
büro Werner Hartwig GmbH, Wiesbaden keine Angaben über den bau-
technischen Zustand vor. 

Weiterhin erfolgt der Schmutzwasseranschluss vorm Parkfriedhof an den 
öffentlichen Mischwasserkanal in Lessingstraße über das Privatgelände 
der Lessingstraße 9. 

Aus vorgenannten Gründen sind die Entwässerungsanschlüsse an die 
öffentlichen Kanäle der Stadt Bad Vilbel, in der Alten Frankfurter Straße, 
geplant. 

63.38 Planentwurf zum Bebauungsplan 

In diesem Plan sind die geplanten Grundstücke mit den Baufeldgrenzen darge-
stellt. Die Größen der Baufelder sind nicht nachvollziehbar. Auch die gewählten 
Abstände zu den Grundstückgrenzen erscheinen zum Teil unlogisch. Es sollten 
doch Kriterien wie Ausrichtung Nord oder Süd, oder Nähe Nachbarbebauung 
Berücksichtigung finden. Insbesondere im Sinne des sozialen Friedens sollten 
die Baufelder begrenzt sein. Der Plan ist auf jeden Fall zu überarbeiten. 

Beschlussvorschlag zu 63.38: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen entsprechen dem 
städtebaulichen Konzept, das die inhaltliche Grundlage für den Bebau-
ungsplan darstellt. Zudem gewährleisten die festgesetzten überbauba-
ren Grundstücksflächen in Zusammenhang mit dem festgesetzten Maß 
der baulichen Nutzung eine verträgliche städtebauliche Dichte, die den 
Grundsätzen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung Rechnung trägt. 

Die ausreichende Belichtung, Belüftung und Besonnung von Nachbar-
grundstücken wird grundsätzlich durch die Einhaltung der bauordnungs-
rechtlichen Abstandsflächenregelung sowie durch die im Bebauungsplan 
festgesetzte Bauweise, nach der die Gebäude mit seitlichem Grenzab-
stand zu errichten sind, sichergestellt. Das Maß des seitlichen Grenzab-
standes ergibt sich aus den Regelungen zu Abstandsflächen aus der 
Hessischen Bauordnung (HBO). 
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Für Bebauungspläne besteht in der einschlägigen Rechtsprechung Ei-
nigkeit, dass dem Schutz der Privatsphäre einer Nachbarbebauung ge-
nüge getan ist, wenn die gesetzlichen Abstandsflächen eingehalten wer-
den. 

63.39 Zusammenfassend darf ich die wesentlichen Punkte einer Überarbeitung zu-
sammenfassen. 

1. Es sollte bei den auch öffentlich kommunizierten 6 Einfamilienhäusern blei-
ben. 

Beschlussvorschlag zu 63.39: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

In dem vorliegenden Bebauungsplan werden Einzelhäuser im Sinne des 
§ 22 BauNVO festgesetzt. Um eine verträgliche städtebauliche Dichte 
des Plangebietes zu sichern, erfolgt in den Allgemeinen Wohngebieten 
(WA) die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf zwei pro Wohn-
gebäude. 

  

63.40 2. Im Sinne der städtebaulichen Entwicklung sollte es max. eine 2-geschos-
sige Bebauung ohne Staffelgeschoss geben. 

Beschlussvorschlag zu 63.40: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Um die Höhenentwicklung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu 
steuern, wird die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse auf zwei plus 
Staffelgeschoss begrenzt. Durch die Festsetzung soll der Charakter der 
bestehenden Baustrukturen der umliegenden Wohnbebauung am Stadt-
rand auch im Hinblick auf die geplanten Gebäude gewahrt werden. Im 
Umfeld des Bebauungsplanes ist im Bestand eine Mischung aus Einfa-
milienhäusern, Doppelhaushälften und kleineren Mehrfamilienhäusern 
sowie vereinzelnd Geschosswohnungsbau vorhanden (siehe Kapitel F 
6.1).  

Die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen plus Staffelgeschoss 
innerhalb des Plangebietes gewährleistet einen städtebaulich geordne-
ten Übergang zwischen den bestehenden und geplanten dreigeschossi-
gen Gebäuden östlich des Plangebietes, den bestehenden zwei- bis drei-
geschossigen Geschosswohnungsbauten nördlich des Plangebietes so-
wie den bestehenden eingeschossigen Gebäuden westlich und südlich 
des Plangebietes. Durch die erforderlichen Rücksprünge von Staffelge-
schossen ist ein zweigeschossiges Gebäude plus Staffelgeschoss im 
Hinblick auf die städtebauliche Wirkung nicht mit einem dreigeschossi-
gen Gebäude gleichzusetzen. Die Ermöglichung von zwei Vollgeschos-
sen plus Staffelgeschoss entspricht dem städtebaulichen Willen der 
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Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit und ist als städtebau-
lich verträglich zu bewerten. 

Die Errichtung eines Staffelgeschosses richtet sich grundsätzlich nach 
den Vorgaben des § 2 Abs. 4 Hessische Bauordnung (HBO). 

63.41 3. Es ist eine Höhenbegrenzung auf 6,50 m vorzugeben. Das Erdgeschoss 
beginnt bei Geländehöhe. 

Beschlussvorschlag zu 63.41: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Um die Höhenentwicklung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu 
steuern, wird die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse auf zwei plus 
Staffelgeschoss begrenzt. Durch die Festsetzung soll der Charakter der 
bestehenden Baustrukturen der umliegenden Wohnbebauung am Stadt-
rand auch im Hinblick auf die geplanten Gebäude gewahrt werden. Im 
Umfeld des Bebauungsplanes ist im Bestand eine Mischung aus Einfa-
milienhäusern, Doppelhaushälften und kleineren Mehrfamilienhäusern 
sowie vereinzelnd Geschosswohnungsbau vorhanden (siehe Kapitel F 
6.1).  

Die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen plus Staffelgeschoss 
innerhalb des Plangebietes gewährleistet einen städtebaulich geordne-
ten Übergang zwischen den bestehenden und geplanten dreigeschossi-
gen Gebäuden östlich des Plangebietes, den bestehenden zwei- bis drei-
geschossigen Geschosswohnungsbauten nördlich des Plangebietes so-
wie den bestehenden eingeschossigen Gebäuden westlich und südlich 
des Plangebietes. Durch die erforderlichen Rücksprünge von Staffelge-
schossen ist ein zweigeschossiges Gebäude plus Staffelgeschoss im 
Hinblick auf die städtebauliche Wirkung nicht mit einem dreigeschossi-
gen Gebäude gleichzusetzen. Die Ermöglichung von zwei Vollgeschos-
sen plus Staffelgeschoss entspricht dem städtebaulichen Willen der 
Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit und ist als städtebau-
lich verträglich zu bewerten. 

Konkrete Höhenfestsetzungen erfolgen für das Plangebiet nicht und sind 
aus städtebaulicher Sicht auch nicht erforderlich.  

Durch die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung und der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit von Staffelgeschossen erreichbare 
städtebauliche Dichte soll dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden Rechnung getragen werden. 
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63.42 4. Die Zahl der WE ist so festzulegen, dass es Einfamilienhäuser mit Einlie-
gerwohnung geben kann. Auch dies wurde so erläutert. Dies könnte durch 
eine maximale Zahl von Stellplätzen von 2 erreicht werden. 

Beschlussvorschlag zu 63.42: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

In dem Bebauungsplan „Am Südlichen Stadtrand“ sind gemäß § 22 
BauNVO innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) nur Einzelhäu-
ser zulässig. 

Die Festsetzung von Einzelhäusern bedingt zunächst keine Beschrän-
kung der Anzahl der Wohneinheiten. Um eine verträgliche städtebauliche 
Dichte des Plangebietes zu sichern, erfolgt in den Allgemeinen Wohnge-
bieten (WA) die Begrenzung der Anzahl der Wohneinheiten auf zwei pro 
Wohngebäude. Dadurch können entweder eine große und eine kleine 
Wohnung pro Wohngebäude oder zwei gleichgroße Wohnungen pro 
Wohngebäude errichtet werden. Dies entspricht dem städtebaulichen 
Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 

Für die Herstellung von Stellplätzen gilt die Stellplatz- und Ablösesatzung 
der Stadt Bad Vilbel in der jeweils gültigen Fassung. 

  

63.43 5. Die Baufeldgrößen und Abstände sind neu festzulegen. Beschlussvorschlag zu 63.43: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen entsprechen dem 
städtebaulichen Konzept, das die inhaltliche Grundlage für den Bebau-
ungsplan darstellt. Zudem gewährleisten die festgesetzten überbauba-
ren Grundstücksflächen in Zusammenhang mit dem festgesetzten Maß 
der baulichen Nutzung eine verträgliche städtebauliche Dichte, die den 
Grundsätzen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung Rechnung trägt. 

Die ausreichende Belichtung, Belüftung und Besonnung von Nachbar-
grundstücken wird grundsätzlich durch die Einhaltung der bauordnungs-
rechtlichen Abstandsflächenregelung sowie durch die im Bebauungsplan 
festgesetzte Bauweise, nach der die Gebäude mit seitlichem Grenzab-
stand zu errichten sind sichergestellt. Das Maß des seitlichen Grenzab-
standes ergibt sich aus den Regelungen zu Abstandsflächen aus der 
Hessischen Bauordnung (HBO). 

Für Bebauungspläne besteht in der einschlägigen Rechtsprechung Ei-
nigkeit, dass dem Schutz der Privatsphäre einer Nachbarbebauung 
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genüge getan ist, wenn die gesetzlichen Abstandsflächen eingehalten 
werden. 

63.44 6. Der einzigartige Baumbestand ist weitestgehend zu erhalten. Beschlussvorschlag zu 63.44: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 63.25 bis 63.32. 

  

63.45 Werte Damen und Herren, ich hoffe Sie können meine Ausführungen und Argu-
mentationen nachvollziehen und entsprechend würdigen. 

Der Ruf mach immer mehr Nachverdichtung als ein Argument für die Bebauung 
sollte von der Stadt überlegt bewertet werden. In Anbetracht der enormen Bau-
tätigkeiten im Quellenpark und auch anderswo kommt die Stadt Bad Vilbel die-
sem Ansinnen mehr als ausreichend nach.  

Beschlussvorschlag zu 63.45: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Planungsanlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes ist es, innerhalb 
des bislang gering bebauten Plangebietes durch eine neue Bebauungs-
struktur eine effizientere Ausnutzung zu ermöglichen. Dadurch wird den 
Grundsätzen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung Rechnung getragen. 

Die Bautätigkeiten im Quellenpark stehen in keinem Zusammenhang mit 
dem Plangebiet. 

  

63.46 Auch sollte die Lage entsprechend berücksichtigt werden, und nicht nur allge-
mein gültige Ansätze der Wohnbaudichte herangezogen werden. Dies im Sinne 
einer nachhaltigen und für Bad Vilbel erstrebenswerten Stadtentwicklung, auch 
auf dem Heilsberg. 

Beschlussvorschlag zu 63.46: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Das bislang gering bebaute Plangebiet soll durch die Aufstellung des Be-
bauungsplans eine effizientere Ausnutzung erfahren, wodurch den 
Grundsätzen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung Rechnung getragen wird. Durch 
das Bauen in einem gewachsenen Quartier kann für die äußere Erschlie-
ßung des Plangebietes die bereits vorhandene städtebauliche Infrastruk-
tur genutzt werden. Dadurch erfolgt ein flächen- und ressourcensparen-
des Bauen. 

Durch die Festsetzungen der maximal zulässigen Grundflächenzahl (0,3) 
und Geschossflächenzahl (0,6), die unterhalb der Orientierungswerte zur 
Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung für Allgemeine Wohnge-
biete gemäß § 17 BauNVO liegen, sowie der Begrenzung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse auf 2, wird eine städtebaulich und sozial 
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verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes, auch unter Berücksich-
tigung der umliegenden bestehenden und geplanten Bebauung, gewähr-
leistet. 

63.47 Zudem darf ich Sie an Ihr Motto zum Wahlkampf von 2021 erinnern! 

 

Beschlussvorschlag zu 63.47: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des vorliegenden Bebau-
ungsplanverfahrens. 

 

 

 

 

 

  

63.48 Ich hätte durchaus erwarten können, dass man nunmehr mehr Wert auf Qualität 
statt auf Quantität legt. Der vorliegende Bebauungsplan wäre eine gute Mög-
lichkeit. 

Beschlussvorschlag zu 63.48: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 63.1 bis 63.47. 
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Beteiligung gem. 
§ 4 (2) BauGB 
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„Am Südlichen Stadtrand“  
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1.  Amt für Bodenmanagement 
Büdingen 
Bahnhofstraße 33 
63654 Büdingen 

17.01.25  X  

2.  Avacon Netz GmbH 
Anderslebener Str. 62 
39387 Oschersleben 

14.01.25  X  

3.  Botanische Vereinigung für 
Naturschutz in Hessen e.V. 
Geschäftsstelle 
Schiffenberger Weg 14 
35435 Wettenberg 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 

4.  Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland 
(BUND) 
Landesverband Hessen e.V. 
Geleitsstraße 14 
60599 Frankfurt 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 

5.  Bund für Umwelt und 
Naturschutz Kreisverband 
Wetterau 
Kirchgasse 24 
61184 Karben 

    

6.  Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und 
Dienstleistungen der 
Bundeswehr Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

    

7.  Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
Fontanestraße 4  
40470 Düsseldorf 

    

8.  DB Netz AG 
Projekt S 6 
I.NG-MI-N(1) 
Herr Norbert N. Wolf 
Hahnstr. 49 
60528 Frankfurt a. M. 

    

9.  Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien  
Region Mitte 
Camberger Str. 10 
60327 Frankfurt a. M. 

    

10.  Deutsche Gebirgs- und 
Wandervereine  
Landesverband Hessen e.V. 
Verteilerstelle Götz 
Erbismühler Weg 25 
61276 Weilrod 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 
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11.  Deutsche Post Real Estate 
Germany GmbH 
Fritz-Erler-Straße 5 
53113 Bonn 

    

12.  Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
T NL Südwest 
PTI 34 
Jahnstr. 54-64 
63150 Heusenstamm 

17.01.25 X   

13.  DFS Flugsicherung GmbH 
SIS/ND 
Am DFS-Campus 10 
63225 Langen 

    

14.  Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Frankfurt/M. 
Untermainkai 23 - 25 
60329 Frankfurt a. M. 

24.01.25 X   

15.  Finanzamt Friedberg 
Leonhardstraße 
61169 Friedberg 

    

16.  Gemeindevorstand der Gem. 
Niederdorfelden 
Burgstraße 5 
61138 Niederdorfelden 

    

17.  Handwerkskammer Wiesbaden 
Bierstadter Straße 45 
65189 Wiesbaden 

    

18.  hessenARCHÄOLOGIE 
Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen  
Abt. Archäologische 
Denkmalpflege 
Schloss Biebrich / Ostflügel 
65203 Wiesbaden 

14.02.25 X   

19.  Hessen Mobil – Straßen- und 
Verkehrsmanagement 
Gelnhausen 
Gutenbergstr. 2–4 
63571 Gelnhausen 

05.02.25 X   

20.  Hessen Forst 
Auf der Platte 34 
63667 Nidda 

    

21.  Hessische Gesellschaft  
für Ornithologie und 
Naturschutz e.V. 
Lindenstraße 5 
61209 Echzell 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 

22.  Industrie- und Handelskammer  
Gießen-Friedberg  
Lonystraße 7 
35390 Gießen 

11.02.25  X  
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23.  Kreisausschuss des 
Wetteraukreises 
Fachdienst Strukturförderung 
und Umwelt 
Herr Christian Sperling 
Homburger Straße 17 
61169 Friedberg 

17.02.25 X   

24.  Kreishandwerkerschaft 
Am Edelpfad 1 
61169 Friedberg 

    

25.  Landesjagdverband Hessen 
e.V. 
Postfach 16 05 
61216 Bad Nauheim 

14.02.25 X   

26.  Landessportbund Hessen e.V.  
Otto-Fleck-Schneise 4 
60528 Frankfurt a.M. 

24.01.25  X  

27.  Landesverband der Jüdischen 
Gemeinden in Hessen 
Hebelstraße 6 
60318 Frankfurt/Main 

    

28.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Soziale Sicherung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

29.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Straßenverkehrsbehörde 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

30.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Öffentliche Sicherheit und 
Ordnung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

31.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Gewerbe und Markt 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

32.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Brand-, Katastrophen- und 
Zivilschutz 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

33.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Seniorenbüro, 
Wohnungswesen, 
Flüchtlingsbetreuung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

34.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Liegenschaftsverwaltung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

22.01.25 X   
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35.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kämmerei & Steuern 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

36.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Abfallwirtschaft und 
Grünflächenpflege 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

    

37.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Infrastruktur Kanal und 
Straße 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

03.02.25  X  

38.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FB Techn. Dienste/Bauwesen 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

39.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kinder in Tagesbetreuung 
(Kita-Büro) 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

40.  Magistrat der Stadt Frankfurt 
Stadtplanungsamt  
Kurt-Schumacher-Straße 10 
60311 Frankfurt a.M. 

    

41.  Magistrat der Stadt Karben  
FB 5 – Stadtplanung, Bauen, 
Verkehr und Umwelt 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 

    

42.  Naturschutzbund Deutschland 
Landesverband Hessen e.V. 
Friedenstr. 26 
35578 Wetzlar 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 

43.  NRM Netzdienste  
Rhein-Main GmbH 
Solmsstr. 38 
60486 Frankfurt a.M. 

14.01.25 X   

44.  Oberhessische  
Versorgungsbetriebe AG 
Hanauer Str. 9-13 
61169 Friedberg 

13.02.25 X   

45.  PLEdoc GmbH 
Postfach 120255 
45312 Essen 

16.01.25 X   

46.  Polizeipräsidium Mittelhessen  
Ferniestraße 8  
35394 Gießen 

14.01.25 X   



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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47.  Regierungspräsidium 
Darmstadt 
Dezernat Siedlungswesen und 
Bauleitplanung III 31.2 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 

12.02.25 X   

48.  Regierungspräsidium 
Darmstadt 
Kampfmittelräumdienst 
Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt 

03.02.25 X   

49.  Regionalbauernverband  
Wetterau-Frankfurt a.M. e.V. 
Homburger Str. 9 
61169 Friedberg 

    

50.  Regionalverband 
FrankfurtRheinMain 
Poststr. 16 
60329 Frankfurt a.M. 

20.01.25  X  

51.  Rhein-Main-Verkehrsverbund  
GmbH (RMV) 
Alte Bleiche 5 
65719 Hofheim a.T. 

13.02.25 X   

52.  Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald Landesverband Hessen 
e.V. 
Rathausstr. 56 
65203 Wiesbaden 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 

53.  Seniorenbeirat Bad Vilbel 
c/o Rathaus Bad Vilbel 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

54.  Staatliches Schulamt für den 
Hochtaunuskreis und den 
Wetteraukreis 
Konrad-Adenauer-Allee 1-11 
61118 Bad Vilbel 

15.01.25  X  

55.  Stadtwerke Bad Vilbel GmbH 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

11.02.25 X   

56.  Vodafone Hessen GmbH & Co. 
KG Aachener Straße 746-750 
50933 Köln 

    

57.  Unternehmerverband 
Hessischer Einzelhandel Mitte-
Süd e.V. 
Geschäftsstelle Frankfurt 
Flughafenstraße 4a 
60528 Frankfurt 

    

58.  Verband Hessischer Fischer 
e.V. 
Hauptgeschäftsstelle 
Rheinstr. 36 
65185 Wiesbaden 

14.02.25 X  Siehe Nr. 25 



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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59.  Wasserverband Nidda 
Hanauer Straße 9-13  
61169 Friedberg 

    

60.  Wasserverband NIDDER – 
SEEMENBACH 
Hanauer Straße 9-13  
61169 Friedberg 

    

61.  ZOV-Verkehr 
Hanauer Straße 15 
61169 Friedberg 

13.01.25  X  

62.  Zweckverband für die 
Wasserversorgung des  
Unteren Niddatales 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 

    

63.  Bürger 1 
Dr. Dieter Reitz 
Alte Frankfurter Straße 108 
61118 Bad Vilbel 

14.02.25 X   
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